
22
VO M  W E R T  
DE R  DAT E N
TECHNOLOGIE-PROGRAMM 
„SMARTE  DATENWIRTSCHAFT“

32
FR AUEN IN DER 
W IRT SCH A F T
ALTE MUSTER  
DURCHBRECHEN

34
AN DEN GR ENZEN  
DE R PH YSI K
MATERIALIEN FÜR 
INNOVATIONEN UND 
KLIMASCHUTZ

FOSSILE  
INFL ATION

IM FOKUS

WAS AKTUELL DIE PREISE TREIBT UND WARUM  
DIE ENERGIEWENDE TEIL DER LÖSUNG IST

44SCHLAGLICHTER  
DER WIRTSCHAFTSPOLITIK
APRIL 2022
MONATSBERICHT



„DER KRIEG IN DER UKRAINE IST EINE 
ZÄSUR FÜR EUROPA UND DIE WELT.“

EDITORIAL



LIEBE LESERIN, 
LIEBER LESER,  M it dem Angriff Russlands auf die Ukraine ist das Unfassbare 

Wirklichkeit geworden: ein Landkrieg in Europa, von dem 
wir dachten, er sei nur noch in Geschichtsbüchern zu fin-

den. Es ist ein schamloser Bruch des Völkerrechts, den wir auf das 
Schärfste verurteilen. Unser Mitgefühl und unsere Solidarität gelten 
allen, die Angehörige verloren haben und um ihr Überleben, ihre 
Familien und Kinder bangen.

Der zerstörerische Angriff Putins auf das souveräne Nachbarland 
hat eine weltweite Welle der Solidarität für die Ukraine ausgelöst. 
Staaten, Zivilgesellschaft und Unternehmen vieler Länder unterstüt-
zen die Flüchtlinge. Viele westliche Staaten – auch wir – haben sich 
zu Waffenlieferungen an die Ukraine entschieden, ohne selbst aktiv 
zur Kriegspartei zu werden. Die internationale Staatengemeinschaft 
steht eng zusammen – das hat auch das klare Abstimmungsergebnis 
der UN-Vollversammlung deutlich gemacht. Die gegen Russland 
verhängten Maßnahmen haben schnell Wirkung entfaltet. 

Auch in Deutschland spüren wir die Konsequenzen des Krieges  
und der Sanktionen bereits deutlich. Energiepreise in historischen 
Höhen, Lieferengpässe und geplatztes Russland-Geschäft treffen 
unsere Unternehmen ebenso wie die Verbraucherinnen und Ver-
braucher, gerade an der Zapfsäule oder beim Blick auf die Heizkos-
ten. Die aktuelle Inflation und ihre Ursachen stehen deshalb im 
Fokus dieser Ausgabe der Schlaglichter.

Der Krieg in der Ukraine führt uns vor Augen, wie wichtig es ist, die 
Abhängigkeit von russischen Energieimporten zu verringern und 
den Ausbau der erneuerbaren Energien konsequent voranzutreiben. 
Bis dahin müssen wir dafür Sorge tragen, dass die hohen Energie-
preise und die steigende Inflation wirtschaftlich verkraftbar bleiben 
und nicht zu sozialen Verwerfungen führen. Die Regierungskoali-
tion hat sich daher auf ein zweites Entlastungspaket geeinigt, das 
die höheren Energiekosten mit zahlreichen Maßnahmen abfedert, 
unter anderem durch eine Energiepreispauschale, eine Stärkung  
des ÖPNV, befristete Spritpreissenkungen und Einmalzahlungen für 
Familien und Empfänger von Sozialleistungen.

Ich wünsche Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, ein aufschluss- 
reiches Lesen dieser Schlaglichter, viel Kraft und alles Gute!

ROBERT HABECK
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz
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BRUTTOINLANDSPRODUKT

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), eigene Berechnungen

Veränderungen gegen Vorjahr in %

WELTINDUSTRIEPRODUKTION (CPB)

Quellen: Netherlands Bureau for Economic Policy Analysis (CPB), Macrobond

Monate, Volumenindex 2010 = 100, saisonbereinigt

GESAMTWIRTSCHAFT

DER WELTWEITE WARENHANDEL 
UND DIE GLOBALE INDUSTRIE-
PRODUKTION HABEN ZUM ENDE 
LETZTEN JAHRES SPÜRBAR 
ZUGELEGT. Die industrielle Her-
stellung könnte aber aufgrund 
der ausgeprägten internationalen 
Lieferketten von Russlands An- 
griffskrieg auf die Ukraine schmerz- 
haft gebremst werden.

WELT WIRTSCHAFT
LEGENDE

Indikatoren in einem 
Teilbereich wachsen 
mehrheitlich über- 
durchschnittlich
 
Indikatoren in einem 
Teilbereich entwickeln 
sich durchschnittlich 
bzw. gemischt
 
Indikatoren in einem 
Teilbereich gehen  
mehrheitlich zurück

Nähere Informationen in Jung  
et al. (2019): „Das neue Kon-
junkturschlaglicht: Was steckt 
hinter den Pfeilen?“, Schlag-
lichter der Wirtschaftspolitik 
01/2020

NACHDEM DIE WIRTSCHAFTSLEISTUNG IM ZURÜCKLIEGENDEN JAHR UM 2,9 % GESTIEGEN WAR, ist der 
 konjunkturelle Verlauf in diesem Jahr zurzeit kaum abzuschätzen. Die Dauer und der Verlauf des Krieges werden 
merklich dämpfende Auswirkungen auf die Entwicklung in Deutschland haben.

DER RUSSISCHE ANGRIFFSKRIEG AUF DIE UKR AINE BIRGT 
SUBSTANZIELLE RISIKEN FÜR DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT. 

#KONJUNK TURSCHL AGLICHT
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AUSSENHANDEL (WAREN UND 
DIENSTLEISTUNGEN)

Monate, in Mrd. Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Deutsche Bundesbank (BBk)

ERWERBSTÄTIGE (INLAND)
Monate, saisonbereinigt, absolut (in 1.000), 
Veränderung zum Vormonat

Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)

INDUSTRIEPRODUKTION
Monate, Volumenindex 2015 = 100, kalender- und saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)

DER UMSATZ IST IM EINZELHANDEL IM JANUAR 
WIEDER GESTIEGEN, NACHDEM ER IM DEZEMBER 
DEUTLICH ZURÜCKGEGANGEN WAR. Das Konsum-
klima könnte sich aber angesichts der gestiegenen 
Unsicherheit in den kommenden Monaten eintrüben. 

DIE GÜNSTIGE ENTWICKLUNG HIELT AN. Zu Er- 
werbstätigkeit und Arbeitslosigkeit gab es zuletzt noch 
positive Meldungen. Der russische Angriff auf die 
Ukraine und die davon ausgehenden Auswirkungen 
auf die deutsche Wirtschaft dürften sich am Arbeits-
markt jedoch erst zeitverzögert niederschlagen.

NACH EINEM GUTEN SCHLUSSQUARTAL GINGEN 
DIE WAREN-AUSFUHREN UND WAREN-EINFUHREN 
IM JANUAR KRÄFTIG ZURÜCK. Der militärische 
Überfall Russlands auf die Ukraine könnte den weite-
ren Verlauf noch einmal merklich dämpfen. 

ZUM VIERTEN MAL IN FOLGE IST DIE PRODUKTION 
GESTIEGEN. Es bleibt abzuwarten, ob sich diese 
Erholung fortsetzen wird. Schon vor dem Ausbruch 
des Krieges in der Ukraine gab es Anzeichen dafür, 
dass sich die Lieferengpässe im Verarbeitenden Ge-
werbe wieder verschärft haben. 

AUSSENWIRTSCHAFT PRODUK TION 

ARBEITSMARK T PRIVATER KONSUM 

EINZELHANDEL OHNE KFZ
Monate, Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBk)
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“GER ADE JET Z T IST ES ENTSCHEIDEND, DA SS DIE USA 
UND  EUROPA ZUSAMMENSTEHEN. UNSERE PARTNERSCHAFT, 
GEBILDET AUF DEM FUNDAMENT VON DEMOKR AT IE ,  
FREIHEIT UND RECHT, IST UNVERBRÜCHLICH. 

UND NATÜRL ICH STELLEN W IR AUCH IM TR ANSATL AN- 
TISCHEN BÜNDNIS DIE FR AGEN DER ENERGIESICHERHEIT. 
 GER ADE DEUTSCHL AND MUSS SEINE IMPORTABHÄNGIGKEIT 
VON RUSSL AND REDUZIEREN. WICHTIGSTER SCHLÜSSEL  
FÜR UNSERE ENERGIE-SOUVER ÄNITÄT IST DABEI DIE WELT-
WEITE TR ANSFORMATION HIN ZU MEHR ERNEUERBAREN 
ENERGIEN UND MEHR ENERGIEEFFIZIENZ .“

ROBERT HABECK, 
Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz, am 28. Februar 
im Vorfeld seiner USA-Reise
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F ür viele Menschen in Deutschland stellen die 
Kosten für Strom und Gas derzeit eine zu-
nehmende finanzielle Herausforderung dar. 

Tatsächlich sind die Preise für Energie in den ver-
gangenen Monaten heftig gestiegen und zumindest 
kurzfristig – insbesondere vor dem Hintergrund des 
Kriegs in der Ukraine – zeichnet sich keine merk-
liche Entspannung ab (siehe Infokasten).

Besonders stark sind diejenigen privaten 
Haushalte und Unternehmen betroffen, die keine 
langfristige Vertragsbindung zu alten Konditionen 
haben. In Neuverträgen werden die stark gestie-
genen Großhandelspreise direkt an die Kunden 
durchgereicht. Energieintensive Unternehmen sind 
zwar oft von Abgaben und Umlagen befreit, müs-
sen jedoch ebenfalls die deutlich höheren Beschaf-
fungskosten in ihrer Kalkulation abbilden. Doch 
worin liegen die Ursachen für diesen deutlichen 
Anstieg der Energiepreise? Spielt die Energiewen-
de hierbei wirklich eine Rolle?

INFLATION IN DEUTSCHLAND AUF 
HOHEM NIVEAU

Im Februar 2022 lag die Inflationsrate in Deutsch-
land bei 5,1 %. Damit fiel sie zwar um 0,2 Prozent-
punkte niedriger aus als noch im Januar, war ab-
gesehen davon aber so hoch wie seit dem Jahr 1992 
nicht mehr. Für das Gesamtjahr 2021 wurde eine 
Inflationsrate von 3,1 % gemeldet, der höchste Stand 
seit dem Jahr 1993. Ausschlaggebend für die Dy-
namik war der Preisdruck in der zweiten Jahres-
hälfte 2021.

Zu den Hintergründen war vielseits von so-
genannten Sondereffekten die Rede, die für die 
außergewöhnlich hohe Inflationsrate verantwort-

lich seien. Insbesondere die Rücknahme der zwi-
schenzeitlichen Senkung der Umsatzsteuersätze 
vom Juni 2020 wurde als ein treibender Faktor für 
die Preisniveausteigerung angeführt. Denn dadurch, 
dass die Inflationsrate immer als Steigerung 

TREIBT DIE ENERGIEWENDE AK TUELL WIRKLICH 
DIE PREISE? NEIN, SAGEN FACHLEUTE UND SEHEN 
IN IHR VOR ALLEM EINEN TEIL DER LÖSUNG. 

FOSSILE 
INFLATION

GESTIEGENE STROM-  UND 
HEIZKOSTEN WERDEN ZU-
NEHMEND ZUR BELASTUNG.  

%
lag die Inflationsrate im Jahr 2021, 
der höchste Stand seit 1993. 

3,1BEI

Energiewende 
und Klimaschutz: 
Fachleute sehen 
mittelfristig eher 
preisdämpfende 
Effekte. 

IN KÜRZE
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des Verbraucherpreisindex gegenüber dem Vorjah-
resmonat gemessen wird, wurde der Abstand zur 
Vergleichsbasis durch den Wiederanstieg der Um-
satzsteuer erhöht. 

Aufgrund des erwarteten Wegfalls dieser Son-
dereffekte zum Jahreswechsel 2021/2022 gingen 
viele Experten davon aus, dass die Inflationsrate 
im Januar 2022 rund einen Prozentpunkt niedriger 
ausfallen würde als im Dezember. Bei Betrachtung 

der sogenannten Kerninflationsrate, also ohne 
Energie- und Nahrungsmittelpreise, ist dieser Ef-
fekt auch deutlich erkennbar: Die Kerninflations-
rate hat sich von Dezember 2021 auf Januar 2022 um 
0,8 Prozentpunkte verringert. 

hat sich die Kerninflationsrate von Dezember 
2021 bis Januar 2022 verringert.

0,8 PROZENT- 
PUNKTE

UM

Im Zuge der Wiedereröffnung der Weltwirtschaft nach dem ersten 
Pandemiejahr 2020 sind die Preise für fossile Energieträger bereits 
merklich gestiegen. Das hat auch die Inflation in die Höhe schie-
ßen lassen. Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine haben 
sich die Preisanstiege auf bisher für Gas ungekannte und bei 
Erdöl lange nicht mehr beobachtete Höchststände katapultiert. 
Trotz oder gerade wegen des Krieges ist es zentral, die Energie-
wende fest im Blick zu behalten. Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen Krise ist die Klimatransformation sogar noch wichtiger 
geworden. Allein der Ausbau erneuerbarer Energien führt uns in 
die Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern. 

Maßgeblich für die Auswirkungen der Energiepreissteigerungen 
auf die Inflation dürfte sein, wie gut sich die fossilen Energieträger 
durch günstigere Alternativen ersetzen lassen. Je stärker die Aus-
weichreaktion von Unternehmen und Haushalten, desto geringer 
der allgemeine Preisauftrieb. Die Wirtschaftspolitik ist umso mehr 
gefordert, die Verfügbarkeit fossilfreier Alternativen auch kurzfris-
tig zu unterstützen. Gleichzeitig müssen die Lasten aus den stark 
erhöhten Energiepreisen für die besonders Betroffenen schnell 
durch entschlossene, zielgerichtete fiskalpolitische Entlastungs-
maßnahmen abgefedert werden. 

Dies ist auch im Sinne des Klimaschutzes, denn andernfalls dürfte 
die gesellschaftliche Akzeptanz für zukünftige klimapolitische 
Maßnahmen leiden. Zentral ist dabei, dass starke Anreize für Haus-
halte und Unternehmen aufrechterhalten bleiben, den Verbrauch 
von fossilen Energien zu reduzieren. So berücksichtigt ein schlüssi-
ges Gesamtkonzept zur Energiepreiskrise sowohl die kurzfristige 
Sicherung von Arbeitsplätzen als auch die Dringlichkeit der lang-
fristigen, strukturellen Transformation.

„ENERGIEWENDE 
JETZT NOCH  
WICHTIGER“

DR. FRITZI KÖHLER-GEIB
Chefvolkswirtin der 
KfW-Bankengruppe

WORTMELDUNG

DIE VERFÜGBARKEIT GÜNSTIGER FOSSILFREIER ALTER-
NATIVEN IST ENTSCHEIDEND FÜR DIE INFLATION

ENERGIEPREISANSTIEG 
ÜBERLAGERT ALLES.

Am 23. Februar hat der Koalitionsausschuss folgende 
Entlastungsschritte beschlossen:

1.    EEG-Umlage fällt weg – Unterstützung bei  
den Stromkosten

2.    Arbeitnehmerpauschbetrag und Grundfreibetrag  
werden erhöht + Corona-Hilfe-Paket kommt –  
Unterstützung bei der Steuer

3.    Fernpendlerpauschale wird angehoben – Unter-
stützung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

4.    Corona-Zuschuss wird eingeführt – Unterstützung 
für Bedürftige

5.    Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder 
kommt – Unterstützung für Kinder

6.    Mindestlohn steigt –  Unterstützung für 
Geringverdienende

7.    Kurzarbeitergeld wird verlängert – Unterstützung 
für Beschäftigte und Unternehmen

8.    Heizkostenzuschuss kommt – Unterstützung  
für Mieterinnen und Mieter

ENTLASTUNGSSCHRITTE
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Russland nimmt mit Blick auf Deutschlands Importe von fossilen 
Energieträgern eine wichtige Rolle ein.  So stammten rund 36 % 
aller Erdölimporte nach Deutschland im Jahr 2018 aus Russland. 
Bei den Gasimporten in 2020 waren es sogar rund 55 %. Generell 
sind die bezogenen Importmengen immer stark der Witterung 
und anderen Faktoren abhängig, über den Zeitverlauf zeigen sie 
jedoch eine strukturell hohe Abhängigkeit von Russland.

Damit würde sich eine Verknappung des Angebots infolge des 
Krieges in der Ukraine vor allem auf die Preise für Gasimporte 
in Deutschland auswirken, da diese nicht ohne Weiteres kurz-
fristig substituierbar sind. Beim Erdöl könnten sich hingegen 
die bezogenen Importe aus anderen Ländern erhöhen, falls die 
Einfuhren aus Russland limitiert werden.

Die gesteigerten geopolitischen Risiken infolge des Kriegs in der 
Ukraine machen sich jedenfalls in den Preisen für Öl und Gas 
bemerkbar. Der Ölpreis ist seit Dezember von 70 US-Dollar  
auf über 100 US-Dollar pro Barrel gestiegen. Auch die Gas-
preise bleiben weiterhin hoch volatil. Nach Durchsickern erster 
Geheimdienstinformationen zu einer möglichen russischen 
Invasion in der Ukraine stieg der Gaspreis sprunghaft an, erholte 
sich  danach jedoch wieder teilweise. Seit Beginn der Invasion am 
24. Februar ist der Gaspreis erneut gestiegen. Die Preissteige-
rungen durch den Krieg in der Ukraine erfolgen in einem Umfeld 
ohnehin stark erhöhter Rohstoffpreise. Denn durch den simulta-
nen weltweiten Aufschwung nach der Corona-Pandemie hatte 
die Energienachfrage auch sprunghaft angezogen, wodurch 
insbesondere Öl- und Gaspreise massiv gestiegen waren.

EINFLUSS DES KRIEGES IN DER UKRAINE AUF DIE ENERGIEPREISE

in USD und Index  

Quelle: BMWK

ÖL- UND GASPREISE IM UMFELD DES KRIEGES IN DER UKRAINE 

DEUTSCHE ROHÖLIMPORTE (2018) UND GASIMPORTE (2020) NACH URSPRUNGSLÄNDERN
in % 

Quelle: BMWK 
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FOSSILE ENERGIETRÄGER VER TEUERN 
ENERGIEPREISE

Tatsächlich bestätigt die Datenlage, dass der An-
stieg der Energiepreise in erster Linie durch eine 
deutliche Verteuerung fossiler Energieträger ver-
ursacht wird, allen voran Steinkohle und Erdgas. In 
Europa ist dieser Effekt besonders deutlich zu spü-
ren. Traditionell wird Erdgas in Deutschland zu ei-
nem hohen Anteil von über 50 % günstig über lang-
fristige Verträge per Pipeline aus Russland bezogen. 
Von dort bezieht Deutschland derzeit die vertrag-
lich vereinbarten Liefermengen. Zusätzliche Nach-
frage wird aktuell vermehrt durch Flüssiggas (LNG) 
bedient, das zu Weltmarktpreisen eingekauft wer-
den muss. Im vergangenen Jahr hat sich der Gaspreis 

Fest steht allerdings, dass der Wegfall der Sonder-
effekte in der Gesamtbetrachtung des allgemeinen 
Verbraucherpreisindex von gleichzeitig deutlich 
gestiegenen Energiepreisen (+21 % gegenüber Janu-
ar 2021) überlagert wurde. Vor diesem Hintergrund 
wird zunehmend auch über die Rolle der Energie-
wende und des Klimaschutzes diskutiert. Manche 
Beobachterinnen und Beobachter behaupten etwa, 
die Energiewende sei der Haupttreiber hinter dem 
aktuellen Energiepreisanstieg.

STEIGENDE GAS PREISE 
WIRKEN DIREKT AUF DEN 
STROMPREIS. 

%
des Erdgases kommt über lang-
fristige Verträge aus Russland.  

50
MEHR ALS 

Steinkohle, Erd-
gas und andere 
fossile Energieträ-
ger werden teurer 
und sorgen für 
steigende Energie- 
preise – besonders 
in Europa.  

IN KÜRZE
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Korrelationskoef�zient: 0,97
Future-Preis für Strom (Frist: 1 Monat) in EUR/MWh  

Quelle: Macrobond

ABBILDUNG 1: STEIGENDE ERDGASPREISE SORGEN FÜR PREISDRUCK BEI STROM 

auf dem Weltmarkt gegenüber dem Vorjahr mehr 
als vervierfacht. Zusätzlich treiben die ebenfalls 
verteuerten Lieferungen per Schiff die Kosten.

Die gestiegenen Gaspreise wirken sich direkt 
auf die Strompreise aus. Einer noch unveröffent-
lichten Studie des Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung zufolge resultiert jeder Euro an Gas-
preissteigerung in einer direkten Erhöhung des 
Strompreises in Deutschland. 

Gleichzeitig haben sich die Öl- und Kohle-
preise ebenfalls stark erhöht. An den Finanzmärk-
ten stieg der Ölpreis im Jahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr um fast zwei Drittel. Der Kohlepreis hat 
sich im selben Zeitraum sogar mehr als verdoppelt. 
Diese Entwicklung wirkt sich in Deutschland auf-
grund des noch immer großen fossilen Kraftwerks-
parks besonders stark auf die Strompreise aus (sie-
he Abbildung 1).

ERNEUERBARE ENERGIEN WIRKEN 
PREISDÄMPFEND

Die erneuerbaren Energien sehen sich dennoch 
dem Vorwurf ausgesetzt, für den Anstieg der Strom-
preise verantwortlich zu sein. Fest steht, dass die 
Energiewende gesamtwirtschaftliche Investitionen 
erfordert. Energetische Sanierungen, die Umrüs-
tung vom Verbrenner zum E-Auto sowie der Bau von 

stieg der Ölpreis 2021 
gegenüber dem Vorjahr. 

2/3
UM FAST

Die Energiewende 
wird gebraucht, 
trotz zusätzlicher 
volkswirtschaftli-
cher Kosten. Auch 
Öl und Kohle kos-
ten und verteuern 
den Strompreis. 

IN KÜRZE

Windkraft- und Solaranlagen sorgen kurz- bis mit-
telfristig für zusätzliche volkswirtschaftliche Kosten. 

Tatsächlich ist aber, wie oben verdeutlicht, in 
erster Linie die kurzfristige Verteuerung fossiler 
Energieträger für den gegenwärtigen Druck auf 
den Strompreis verantwortlich. In der oben ge-
nannten Studie des Potsdame-Institut für Klima-
folgenforschung zeigen die Autorinnen zum Bei-
spiel auch, dass jede Gigawattstunde erneuerbaren 
Stroms, die ins deutsche Stromnetz eingespeist wird, 
zu einer signifikanten Strompreissenkung führt. 

Neben den impliziten Kosten der fossilen 
Energien mit ihren Folgen für das Klima werden 
derzeit also auch die finanziellen Nachteile dieser 
Energieträger deutlich sichtbar. Der Ausbau der er-
neuerbaren Energien  sorgt hingegen langfristig für 
Unabhängigkeit von fossilen Energieträgern und 
führt damit auch zu weniger Anfälligkeit für Preis-
ausschläge und Spekulationen auf den internatio-
nalen Märkten. Damit stellen sich die erneuerbaren 
Energien nicht als Teil des aktuellen Problems, 
sondern vielmehr als Teil der Lösung dar.
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ABBILDUNG 2: STROMENTSTEHUNGSKOSTEN NACH TECHNOLOGIE 
Angaben in Cent/kWh

Quelle: Fraunhofer ISE (2021) 

Mittelfristig wirkt der Ausbau der erneuerbaren 
Energien sogar preisniveaudämpfend, weil die 
Technologiekosten mit dem Markthochlauf sin-
ken. Bereits heute sind die Stromgestehungskosten 
von erneuerbaren Energien niedriger als die von 
konventionellen Kraftwerken. Vergleicht man die 
Vollkosten von Errichtung und Betrieb einer neu-
en Anlage, kosten Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
(PV) zwischen 3,1 und 5,7 Cent je Kilowattstunde 
(kWh), Gaskraftwerke hingegen zwischen 11,5 und 
29 Cent pro kWh (siehe Abbildung 2).  

DIE  TECHNOLOGIEKOSTEN 
DER  ENERGIEWENDE 
SINKEN MIT DEM 
 MARKTHOCHLAUF. 

Dabei muss allerdings bedacht werden, dass er-
neuerbarer Strom nicht rund um die Uhr verfüg-
bar ist und der Nutzen der verschiedenen Erzeu-
gungsoptionen für das Gesamtsystem anhand der 
Marktwerte des erzeugten Stroms bewertet werden 
muss. Aber auch eine PV-Anlage inklusive Batterie-
speicher – wodurch das Einspeiseprofil deutlich 
flexibler wird – ist immer noch deutlich günstiger 
als ein Gaskraftwerk. Die Bundesregierung verfolgt 
daher das Ziel, den Anteil der erneuerbaren Ener-
gien am Strommix bis 2030 auf 80 % zu erhöhen 
(2021: 46 %). 

Bereits heute sind 
die Stromgeste-
hungskosten von 
erneuerbaren 
Energien niedriger 
als die von kon-
ventionellen 
Kraft werken. 

IN KÜRZE

soll der Anteil der erneuerbaren Energien 
am Strommix bis 2030 steigen. 

80AUF %
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CO2-BEPREISUNG IM MOMENT NICHT DER 
 ENTSCHEIDENDE PREISFAKTOR

Die CO2-Bepreisung ist ein zentrales Instrument zur 
Erreichung der Ziele der Energiewende. CO2-Preise 
führen zu einer verursachergerechten und effizi-
enten Internalisierung externer Kosten des Klima-
streiks und tragen so dazu bei, diesen effektiv und 
kostengünstig zu mildern. 

Im Stromsektor gibt es dafür den europäischen 
Emissionshandel (ETS). In den Bereichen Wärme 
und Verkehr gibt es die nationale CO2-Bepreisung 
gemäß Brennstoffemissionshandelsgesetz. Die 
darin für private Endverbraucherinnen und -ver-
braucher angesetzten CO2-Kosten fallen zunächst 
relativ moderat aus: Der Preis für eine Tonne CO2 
wird von 25 Euro im Jahr 2021 auf 30 Euro im lau-
fenden Jahr angehoben. Bei der Erdgasheizung etwa 
schlägt die nationale CO2-Bepreisung nur mit 0,6 
Cent pro Kilowattstunde (kWh) zu Buche, während 
die aktuellen Großhandelspreise von etwa zwei auf 
acht Cent pro Kilowattstunde gestiegen sind, also 
auf rund das Vierfache. Zudem soll der CO2-Preis an 
anderer Stelle an die Bürgerinnen und Bürger zu-
rückgegeben werden, insbesondere über die Weg-
fall der EEG-Umlage, perspektivisch auch über ein 
„Klimageld“. 

Um klimafreundliches Verhalten zu fördern, 
stellt die Bundesregierung darüber hinaus vielfäl-
tige Förderungen bereit, von der Innovationsprämie 
für E-Autos über die Förderung von besonders ener-
gieeffizienten Gebäuden bis hin zu zahlreichen 

Maßnahmenpaket des Bundes zum Umgang mit 
hohen Energiekosten vom 23. März 2022:

 www.bmwk.de/massnahmenpaket-zum-umgang- 
mit-hohen-energiekosten

KONTAKT
DR. FELIX ARNOLD, CHRIS GOTHAN & 
DR. JIN-KYU JUNG
Referat: Beobachtung, Analyse und Projektion der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
 
schlaglichter@bmwk.bund.de

MEHR ZUM THEMA

CO2-PREISE  GELTEN ALS 
WICHTIGES INSTRUMENT 
FÜR DIE ENERGIEWENDE 
U N D  D E N  K L I M A S C H U T Z . 

Ausgleichsmaßnahmen für die Industrie. Darüber 
hinaus wurde – um der aktuellen Hochpreisphase 
etwas entgegenzusetzen – ein Entlastungspaket für 
Bürgerinnen und Bürger beschlossen. Durch ein 
Zusammenspiel aus steuerlichen Erleichterungen, 
dem Wegfall der EEG-Umlage, der Anhebung der 
Fernpendlerpauschale, Heizkostenzuschüssen und 
weiteren Hilfsmaßnahmen für Bedürftige gibt die 
Bundesregierung breite Unterstützung, um die 
Energiekostenbelastung der Haushalte zu mildern.

Die Bundesregierung hat den gesetzlichen 
Auftrag, die Energiewende voranzutreiben. Neben 
der Verantwortung gegenüber Natur und Klima 
sorgt die Politik so langfristig für Unabhängigkeit 
von internationalen Energiemärkten und zugleich 
für stabile Strompreise in Deutschland.

Steuererleichte-
rungen, der 
 Wegfall der EEG-
Umlage, die 
Anheb ung der 
Fernpendlerpau-
schale, Heizkos-
tenzuschüsse und 
andere Maßnah-
men sollen die 
Energiekostenbe-
lastung mildern. 

IN KÜRZE
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TEURES ÖL
Der Weltmarktpreis für Rohöl gilt als wichtiger Indi kator 
für die künftige Entwicklung der Energiepreise. Im Zuge 
der russischen Invasion in der Ukraine ist der Ölpreis 
Anfang März zwischenzeitlich auf fast 130 US-Dollar 
pro Barrel gestiegen. An den Märkten wird auf Basis von 
Termingeschäften (Futures) für das Gesamtjahr 2022 
mittlerweile mit einer Preis steigerung von 47 % gerech-
net. Ende des vergangenen Jahres waren es noch 8 %. 
Angesichts der dynamischen Lage sind solche Prognosen 
allerdings mit hoher Unsicherheit behaftet.

W I R T S C H A F T S P O L I T I K



TELEGR AMM

HOTLINE UND FAQ  
ZU SANKTIONEN  

GEGEN RUSSLAND
IN REAKTION AUF DIE RUSSISCHEN ANGRIFFE 
IN DER UKR A INE HAT DIE EU HARTE SANK-
T IO N E N G E G E N R U S S L A N D B E S C H LO S S E N . 
Auskunft zu allen Exportbeschränkungen gibt das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) unter einer Hotline: +49 6196 - 90 81 237. 
Das BMWK gibt ergänzend Antworten auf wichtige 
Fragen zu den Sanktionen auf  www.bmwk.de/
faq-russland-sanktionen.html.

DER LEICHTBAUATLAS IST EIN INTERAKTIVES PORTAL zur Darstellung der leicht-
baurelevanten Kompetenzen in Deutschland. Mittlerweile wurden schon über 1.000 Orga-
nisationsprofile registriert, die eine branchenneutrale und technologie- sowie material- 
übergreifende Vernetzung ermöglichen. Mithilfe eines Katalogs aus 250 Kriterien werden 
Partner aus Wissenschaft und Wirtschaft gezielt miteinander verknüpft. Mehr Informa-
tionen zum Leichtbau-Standort Deutschland finden Sie unter  www.leichtbauatlas.de. 

AU F VO R S C H L AG VO N B U N D E S M I N I S T E R 
H A B E C K  hat das Bundeskabinett beschlossen,  
dem Bundespräsidenten die erneute Berufung von 
Prof. Dr. Veronika Grimm in den Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung bis zum 28. Februar 2027 
vorzuschlagen. Veronika Grimm wurde erstmals 
2020 in den Sachverständigenrat berufen. Ihr bis-
heriges Mandat erlosch Ende Februar. Weitere 
Mitglieder des Sachverständigenrats sind Prof. Dr. 
Monika Schnitzer, Prof. Volker Wieland, Ph.D. und 
Prof. Dr. Achim Truger.

BMWK, BMUV UND DIHK RUFEN FIRMEN MIT DEN 
UNTERNEHMENSZIELEN KL IMA SCHUT Z , UMWELT-
SCHUTZ ODER ANPASSUNG AN DIE KL IMAKR ISE  
bis zum 31. Juli 2022 zur Bewerbung für die Aufnahme in 
die Exzellenzinitiative Klimaschutz-Unternehmen e. V. auf. 
Erfolgreiche Bewerberinnen und Bewerber werden im 
 Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung in den Verband 
aufgenommen und mit einer Urkunde geehrt.  
Weitere Informationen zur Bewerbung stehen auf  

 www.klimaschutz-unternehmen.de/mitglied-werden.

DAS BMWK UNTERSTÜTZT DURCH DIE NATIO-
NALE KLIMASCHUTZINITIATIVE MIT DEM BMUV 
das Projekt „NKI: Klimaschutz im Amateurfußball – 
gemeinsam auf dem Weg zu einer klimafreundli-
chen UEFA EURO 2024“ des DFB mit insgesamt zwei 
Millionen Euro. Derzeit geplante Aktionen beinhal-
ten zum Beispiel Informationsmaterialien und 
Schulungen sowie ein Tool zur Berechnung der eige-
nen Klimabilanz.

KLIMASCHUTZ

FÖRDERUNG FÜR KLIMA-
FREUNDLICHEREN FUSSBALL

BEWERBUNGSVERFAHREN

JETZT KLIMASCHUTZ-
UNTERNEHMEN WERDEN!

BEREITS ÜBER 1.000 KOMPETENZPROFILE

LEICHTBAUATL AS

ERNEUTE BERUFUNG VON 
PROF. DR. VERONIKA GRIMM

WIRTSCHAFTSWEISE

KRIEG IN DER UKR AINE
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DAS TECHNOLOGIE-PROGRAMM „SMARTE 
DATENWIRTSCHAFT“ FÖRDERT EFFIZIENZ UND 

NEUE GESCHÄFTSMODELLE

VOM WERT 
DER DATEN
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D ie deutsche Wirtschaft steckt voller unge-
nutzter Potenziale: Gewaltige Datenmen-
gen, die tagtäglich in sämtlichen Bereichen 

von der Produktion über die Logistik bis hin zum 
Gesundheitswesen anfallen, bleiben bislang weit-
gehend unbeachtet. Dabei werden die Möglichkei-
ten, diese gewinnbringend einzusetzen, immer 
vielfältiger – vorausgesetzt, sie können durch in-
novative technologische Ansätze erschlossen, ana-
lysiert und weiterverarbeitet werden. Das Techno-
logieprogramm „Smarte Datenwirtschaft“ (SDW) 
des BMWK strebt genau das an: Darin werden For-
schungs- und Entwicklungsprojekte mit Leucht-
turmcharakter gefördert, die neuartige, intelligente 
Lösungen wie Datenprodukte und -systeme, daraus 
abgeleitete Datendienste und datenbasierte Ge-
schäftsmodelle entwickeln und erproben. 

Das Programm fördert Technologien, mit denen 
sich Daten wirtschaftlich intelligent nutzen und als 
eigenständiges Wirtschaftsgut behandeln lassen, 
während gleichzeitig die strengen europäischen 
Datenschutzrichtlinien gewahrt werden. Die Inno-
vationen, die durch die Forschungsansätze ermög-
licht werden, sollen etwa den Handel mit digitalen 
Daten automatisiert ermöglichen oder Unter-
nehmensdaten systematisch bewertbar machen. 
Schlüsseltechnologien sind dabei Verfahren der 
Künstlichen Intelligenz (darunter Methoden des 
maschinellen Lernens) sowie Verfahren zur siche-
ren Datennutzung in dezentralen Netzwerken, 
zum Beispiel die Blockchain-Technologie. Diese 
werden in Förderprojekten entwickelt und in An-
wendungsfällen erprobt. Die Projekte des Techno-
logieprogramms zeichnet aus, dass Daten darin als 
wichtige Ressource behandelt werden, auf deren 
Basis neuartige digitale Leistungsangebote oder 
neue Geschäftsmodelle entstehen. Entsprechend 
spielen die gemeinsame Nutzung und Bewirtschaf-
tung der Daten eine ebenso essenzielle Rolle wie 

Dateneigentum, Datenschutzrichtlinien und In-
teroperabilität. Für Unternehmen, die häufig noch 
Unterstützung bei der Erstellung von Datenpro-
dukten benötigen, werden Best-Practice-Lösungen 
entwickelt, die ihnen dabei helfen, Technik, Wirt-
schaftlichkeit und Recht im Umgang mit Daten in 
Einklang zu bringen. So leistet das Programm 
Smarte Datenwirtschaft einen wichtigen Beitrag 
zur Schaffung einer intelligenten Datenwirtschaft 
in Wertschöpfungsnetzwerken. 

Über 90 deutsche, österreichische und kana-
dische Partner aus Wirtschaft und Wissenschaft 
beteiligen sich an den 21 SDW-Projekten. Für die 
Projektförderung stellt das BMWK über 30 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Inklusive Eigenmitteln 
der Projektpartner beläuft sich das Volumen des 
Programms auf rund 50 Millionen Euro. Im Rah-
men des Programms kooperieren Deutschland 
und Österreich – das BMWK und das österreichi-
sche Bundesministerium für Verkehr, Innovation 
und Technologie (BMVIT). Das Technologiepro-
gramm startete Ende 2018 und läuft bis zum Som-
mer 2022.  

Das Programm Smarte Datenwirtschaft knüpft an langjährige, 
erfolgreiche Vorläufer an und profitiert von den Erkenntnissen und 
Entwicklungen der beiden Förderprogramme Smart Data und Smart 
Service Welten. In „Smart Data” wurden aus Daten innovative 
Dienste und Dienstleistungen entwickelt, um Deutschland als Stand-
ort für Smart-Data-Technologien zu erschließen. Die vielfältigen 
Förderprojekte des Folgeprogramms Smart Service Welten ermögli-
chen hingegen die Analyse und Verarbeitung der enormen Daten-
mengen, die bei Verbrauchern und Geräten anfallen, sodass auf 
deren Basis neue intelligente Services entstehen. Das Technologie-
programm „Smarte Datenwirtschaft” stellt eine Weiterentwicklung 
von smarten Daten über smarte Services bis hin zu smarten Daten-
produkten und Geschäftsmodellen dar.

TECHNOLOGIE-PROGRAMM „SMARTE DATENWIRTSCHAFT”

DATEN SIND HEUTE EINE 
WICHTIGE RESSOURCE.

Gefördert werden 
Technologien, 
mit denen sich 
Daten wirtschaft-
lich intelligent 
nutzen lassen.

IN KÜRZE

stellt das BMWK für das Techno-
logie-Programm zur Verfügung.

30 MILLIONEN 
EURO
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VON ROHDATEN ZU DATENPRODUKTEN

Wie das Potenzial von Rohdaten genutzt werden 
kann, lässt sich anschaulich am Projekt DE4L ver-
deutlichen: Der Onlinehandel boomt und damit 
auch die Lieferung mit LKW, Fahrrad oder Auto. 
Auf den Straßen sind dadurch viele Lieferfahrzeu-
ge unterwegs, die wichtige Daten zu Themen wie 
Verkehrsaufkommen, Luftqualität oder Lärm sam-
meln (können). Würden diese Daten zentral zu-
sammengeführt, könnten den Liefernden wichtige 
Informationen zur kritischen „letzten Meile“ zur 
Verfügung gestellt werden – also konkrete Angaben, 
wo das Paket abgelegt werden kann oder welche 
Eingänge zu nutzen sind. Das Ergebnis: Optimier-
te Zustellwege und eine schnellere Paketzustellung. 
Hier verbirgt sich ein enormes Einsparpotenzial, 
denn die „letzte Meile” ist mit Problemen wie Falsch-
zustellungen, kurzfristigen Änderungen von Zu-
stellorten oder Einlagerungen für 75 % aller Kosten 
der Lieferkette verantwortlich.

Genau hier setzt DE4L an: Ziel des Projekts ist 
die Entwicklung einer Plattform zum Austausch 
und Handel von Daten. Über diese Plattform kön-
nen Logistikpartner sowohl eigene Daten zur Ver-
fügung stellen als auch fremde Daten nutzen. Den 
Schutz der Daten stellt DE4L mithilfe der Distribu-
ted-Ledger-Technologie sicher.

DER HANDEL MIT DEN DATEN

Wenn aus vorhandenen Rohdaten hochwertige 
Datenprodukte geschaffen werden, spricht man 
von Datenveredelung. Ein weiterer Weg, um das 
wirtschaftliche Potenzial von Daten auszuschöpfen, 
ist der Kauf und Verkauf von vorhandenen Daten. 
EVAREST vereint beide Ansätze – die Datenverede-
lung sowie deren Handel. Dabei fokussiert sich das 
Projekt auf die Lebensmittelindustrie, genauer auf 
die Schokoladenproduktion: Vom Rohstoffanbau 
über die Zulieferung und die Verarbeitung bis hin 
zum Verkauf fallen in dieser Branche tagtäglich 
massenhaft Daten an. Diese werden bisher meis-
tens direkt dort gespeichert und verarbeitet, wo sie 
anfallen – also beispielsweise beim Kakaobauern 
oder in der Schokoladenfabrik.

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 1: „SMARTE DATENWIRTSCHAFT“
EIN PROGRAMM, 11 ANWENDUNGSGEBIETE, 21 PROJEKTE 
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Daten sind längst 
ein wichtiges 
Wirtschaftsgut 
und werden unter 
Beachtung der 
Datenschutz-
richtlinien viel-
fältig genutzt.

IN KÜRZE

%
aller Lieferketten-Kosten entstehen 
durch Zustellprobleme. 

75
DATEN SPAREN ZEIT:
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EVAREST schafft eine zentrale Plattform, die Daten 
aus verschiedensten Quellen sammelt, analysiert 
und zusammenführt. Dabei greift das Projekt nicht 
nur auf Daten der Lebensmittelindustrie, sondern 
beispielsweise auch von Wetterdiensten oder der 
Düngemittelindustrie zurück. So können wichtige 
Prognosen erstellt werden, etwa darüber, wie sich 
die Rohstoffqualität an einem bestimmten Ort künf-
tig entwickeln oder mit welchen Zustellwegen mög-
lichst wenig CO2 ausgestoßen wird. Diese Infor-
mationen werden dann über den Datenmarktplatz 

an die teilnehmenden Unternehmen vertrieben. 
Gleichzeitig können Unternehmen auf der Platt-
form auch Rohdaten kaufen und verkaufen, so dass 
ein klassischer Datenmarktplatz etabliert wird. 

WERT DER DATEN BETRIEBS- 
WIRTSCHAFTLICH ERFASSEN

Ob mit Datenveredelung, -handel oder ganz neu-
en datenbasierten Geschäftsmodellen – je stärker 
Daten wirtschaftlich gewinnbringend verwertet 
werden, desto mehr steigt auch deren Wert. Ganze 
Geschäftsmodelle sind auf der Erhebung und Ver-
wertung von Daten aufgebaut. Dennoch fließen 
die Datenbestände von Unternehmen noch nicht 
in deren Bewertung ein – sie werden nicht bilan-
ziert. Das Projekt Future Data Assets arbeitet des-
halb an der Entwicklung von sogenannten Daten-
bilanzen. Diese machen den kommerziellen Wert 
von Datenbeständen sichtbar und zeigen die vor-
handenen Potenziale auf. Dadurch kann das Da-

Das übergeordnete Ziel der Distributed-Ledger-Tech-
nologie ist die sichere Übermittlung von Informationen 
zwischen mehreren Parteien. Die Distributed-Ledger-
Technologie ist eine Art Datenbank, in der beliebig viele 
Kopien eines Dokuments oder einer Transaktion erfasst 
und gespeichert werden können. Dabei werden die 
Daten nicht zentral verwaltet und abgelegt, sondern 
können von jedem Teilnehmer des Netzwerks gesehen 
und erweitert werden.

DISTRIBUTED- 
LEDGER-TECHNOLOGIE

tenvermögen in die Bilanz aufgenommen werden. 
Dafür müssen erst Standards geschaffen werden, 
mit denen die Qualität der Daten einheitlich be-
stimmt und auf deren Basis berichtet werden kann. 
„Future Data Assets” leistet dazu wichtige Vorar-
beit, denn über deren digitale Plattform können 
Unternehmen einen Datenlagebericht erstellen. 
Dieses Toolset, das individuell angepasst werden 
kann, erlaubt das Erstellen von strukturierten, sys-
tematischen und einheitlichen Berichten.

BETRIEBSKOSTEN IN DER 
PRODUKTION SENKEN

Die Einrichtung eines Maschinenparks ist meist 
mit einer finanziellen Kraftanstrengung verbun-
den. Leasing-Modelle sind eine Möglichkeit, die 
In vestitionen gering zu halten. Doch klassische 
Leasingmodelle schaffen einen Interessenkonflikt. 
Während der Kunde nach Zeit zahlt und die Ma-
schinenauslastung dementsprechend maximieren 
möchte, befürchtet der Anbieter hohen Verschleiß 
und berechnet Risikoprämien, die die Kosten zu-
sätzlich in die Höhe treiben.

Abhilfe bietet das Projekt Pay-per-Stress, bei 
dem Bezahlmodelle entwickelt werden, die sich 
nach der tatsächlichen Belastung der 

Je stärker Daten 
wirtschaftlich ge-
winnbringend 
verwertet werden, 
desto mehr steigt 
auch deren Wert.

IN KÜRZE

DATENBESTÄNDE WERDEN 
OFT NICHT BILANZIERT.

DURCH DATEN VEREDLUNG 
ENTSTEHEN HOCHWERTIGE 
DATENPRODUKTE.
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das medizinische Personal bei der Entscheidung, 
ob bei einem Patienten eine kritische Situation 
vorliegt. So verbessert Telemed5000 nicht nur die 
Versorgung, sondern reduziert auch den Arbeits-
aufwand des medizinischen Personals und erhöht 
dadurch die Betreuungskapazität pro Telemedi-
zinzentrum. 

„SMARTE DATENWIRTSCHAFT” SCHREIBT 
ERFOLGSGESCHICHTEN

Erfolge der innovativen Ansätze des Programms 
lassen sich an den beiden Projekten SENSE und 
HAPTIK zeigen: SENSE hat ein System entwickelt, 
mit dem Smart-Home-Geräte herstellerübergrei-
fend besser zusammenarbeiten können. Denn 
Stand jetzt spricht jedes Gerät seine eigene Spra-
che, so dass ein komplexes Zusammenspiel unter-
schiedlicher Geräte nicht möglich ist. Um das zu 
ändern, hat SENSE ein Prinzip für die inhaltliche 
(semantische) Beschreibung von technischen Ab-
läufen und Schnittstellen erarbeitet. Das Projekt 
wurde Ende 2021 erfolgreich abgeschlossen und 
findet jetzt bereits Einzug in vielversprechende 
Folgeprojekte: Das Forschungsprojekt ForeSight 
aus dem Schwesterprogramm KI-Innovationswett-
bewerb des BMWK nutzt die semantisch aufberei-
teten Daten bei der Entwicklung einer Plattform 
für intelligente und vorausschauende Smart-Li-
ving-Services. Das EU-Projekt Interconnect greift 
ebenfalls auf die SENSE-Erkenntnisse zurück, um 
eine fortschrittliche Lösung für die Verbindung von 
digitalen Haushalten und Gebäuden mit dem 
Stromsektor zu entwickeln. Damit hat das Projekt 
SENSE schon jetzt einen wichtigen Beitrag für die 
künftige Forschung rund um Smart Home geleistet. 

Das Projekt HAPTIK, das im April 2022 zum 
Abschluss kommt, modernisiert den globalen Han-
del durch die Digitalisierung von Frachtpapieren: 
Die Seeschifffahrt ist der zentrale Träger des welt-
umspannenden Gütertransports. Doch nicht nur 

Maschinen richten. Der reale Verschleiß wird mit 
KI-Methoden analysiert und in einem sogenann-
ten „Stressfaktor“ zusammengefasst. Dieser dient 
als Grundlage für die Abrechnung. Gleichzeitig 
gewinnen die Maschinennutzende wertvolle Daten 
zur Optimierung ihrer Prozesse und über den zu 
erwartenden Wartungsbedarf. Maschinenherstel-
ler erhalten außerdem wichtige Hinweise über die 
Verschleißmechanismen ihrer Maschinen – eine 
klassische Win-Win-Situation.

DATEN HELFEN, LEBEN ZU RETTEN

Dass Daten nicht nur betriebswirtschaftlich einiges 
zum Positiven verändern können, zeigt das Projekt 
Telemed5000. Denn hier werden durch Auswertung 
und Analyse von Daten Leben gerettet. Genauer 
gesagt: Die Leben von Menschen mit chronischer 
Herzschwäche. In Deutschland leiden rund 2,5 Mil-
lionen Personen an einer chronischen Herzinsuf-
fizienz und damit an der Krankheit, die für die 
meisten Krankenhausaufenthalte in Deutschland 
verantwortlich ist. Mithilfe von Telemedizin kön-
nen Hochrisikopatienten schon jetzt durchgehend 
überwacht werden, wodurch die Früherkennung 
verbessert wird. Doch bis jetzt können die meisten 
Telemedienzentren (TMZ) nur 500 Kranke gleich-
zeitig überwachen – mithilfe von Telemed5000 
kann diese Zahl auf 5.000 gesteigert werden. 

Dazu werden Vitaldaten, die ein Patient oder 
eine Patientin mit moderner Smartphone-Techno-
logie zu Hause aufzeichnet, an eine daten schutz- 
konforme elektronische Gesundheitsakte über-
mittelt und KI-gestützt durch ein Entscheidungs-
unterstützungssystem voranalysiert. Das System 
bewertet nicht nur klassische Vitalwerte wie Herz-
frequenz, EKG, Blutdruck oder Gewicht auf Basis 
historischer Patientendaten, sondern analysiert 
auch neue Parameter wie Stimme und körperliche 
Aktivität. Selbstlernende Algorithmen unterstützen 

SMARTE DATEN 
KÖNNEN IN VIELEN 
BEREICHEN HELFEN.

Die „smarte  
Datenwirt- 
schaft” schreibt  
heute schon  
viele Erfolgs- 
geschichten –  
darunter auch  
lebensrettende.

IN KÜRZE

Menschen mit Herzerkrankung können Telemedizin-
Zentren dank smarter Daten heute gleichzeitig über-
wachen. Das sind rund zehn Mal mehr als bisher.

5.000
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Extremfälle wie das im Suezkanal gestrandete 
Containerschiff Ever Given können hier zu Ver-
zögerungen führen – insbesondere die Bürokratie 
kostet viel Zeit: Beim Gütertransport per Schiff 
kommen zahlreiche Dokumente zum Einsatz, das 
wichtigste ist das Konnossement (engl. Bill of La-
ding, kurz B/L). Dieses Traditionspapier bildet die 
Basis für das Akkreditivgeschäft, eine Möglichkeit 
zur gesicherten Außenhandelsfinanzierung für 
Käufer und Verkäufer. Bislang wandert das B/L 
in Papierform durch die Hände aller Beteiligten. 
Dieser analoge Prozess ist sehr zeitaufwendig, im 
schlechtesten Fall dauert er sogar länger als der 
eigentliche Transport. Mit einer rechtskonformen 
digitalen Plattform, über die das Konnossement 
ausgetauscht werden kann, hat HAPTIK einen Mei-
lenstein im internationalen Handel geschaffen. Das 
Projekt hat mit dieser Idee auch beim „Gründungs-

Das Projekt 
HAPTIK moder-
nisiert den glo-
balen Handel 
durch die Digita-
lisierung von 
Frachtpapieren.

IN KÜRZE

wettbewerb – Digitale Innovationen“ des BMWK 
überzeugt und ist hier unter die Top 50 gekommen. 

Mit der Förderung all dieser Projekte arbeitet 
das BMWK daran, die Datenökonomie in Deutsch-
land weiter voranzubringen und neue Möglichkei-
ten zu schaffen, um die vorhandenen Datenpoten-
ziale besser auszuschöpfen.

Informationen zu weiteren Projekten sowie aktuelle News 
finden Sie unter  www.smarte-datenwirtschaft.de

KONTAKT
CHRISTOPH PFLOCK
Referat: Entwicklung digitaler Technologien
 
schlaglichter@bmwk.bund.de

MEHR ZUM THEMA
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D ie Bemühungen um Klimaneutralität wer-
den den Strukturwandel in der Wirtschaft 
deutlich beschleunigen. Strukturschwache 

Regionen stellt dies vor große Herausforderungen, 
für sie ergeben sich aber auch enorme Chancen. Um 
diese zu nutzen, ist es entscheidend, dass die rele-
vanten Akteure vor Ort miteinander vernetzt sind. 
So können gemeinsam Ansätze für spezifische re-
gionale Bedarfe, Innovationen oder neue Arbeits-
plätze entwickelt werden. Viele Regionen sind hier 
schon gut aufgestellt, doch oftmals fehlt es an Mit-
teln für die Entwicklung und Umsetzung gemein-
samer Ideen und Konzepte, gerade auch für die öko-
logisch-soziale Transformation der Wirtschaft.

Eine nachhaltige Wirtschaft ist jedoch Vorausset-
zung für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen und 
auch ein möglicher Standortvorteil.

Aus diesem Grund nimmt der erste Aufruf des 
neuen Bundeswettbewerbs „Zukunft Region“ die 
Transformation der regionalen Wirtschaft in den 
Blick. „Zukunft Region“ fördert Verbünde regiona-
ler Akteure insbesondere in strukturschwachen 
Regionen bei der Erstellung eines regionalen Zu-
kunftskonzepts für eine nachhaltige Wirtschaft. 
Für die Umsetzung der besten Zukunftskonzepte 
erhalten Regionen im Anschluss eine Förderung, die 
sie bei der Nutzung ihrer endogenen Potenziale 
unterstützt.

WANDEL MIT 
ZUKUNFT
DER BUNDESWETTBEWERB „ZUKUNFT REGION“ 
SOLL DIE WIRTSCHAFTSKRAFT IN  
STRUKTURSCHWACHEN REGIONEN STÄRKEN
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REGIONALE VERBÜNDE FÖRDERN

Ob Kommunen, weitere Gebietskörperschaften, Un-
ternehmen, Industrie- und Handelskammern, Ver-
eine, Hochschulen und Bildungseinrichtungen oder 
Personen aus der Zivilgesellschaft – die Verbünde 
können sehr vielfältig sein. Voraussetzung ist, dass 
jeder Verbund eine Kommune beinhaltet, die die 
Zusammenarbeit koordinieren und den Verbund 
nach außen und gegenüber dem Fördermittelge-
ber vertreten kann. 

Auch was als Region gilt, wird flexibel ausge-
legt und ist nicht an administrative Grenzen gebun-
den. Als strukturschwach gilt eine Region dann, 
wenn sie Teil des Fördergebiets der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ (GRW) ist. Es können aber auch Akteure 
außerhalb eines GRW-Gebiets eingebunden werden, 
wenn dies für den strukturschwachen Teil der Re-
gion von Vorteil ist. 

ZUSAMMENARBEIT IST ENTSCHEIDEND

Entscheidend ist die Zusammenarbeit der Akteure 
in einem Verbund, egal ob diese aus einer oder  meh- 
reren Kommunen, Landkreisen oder Bundesländern 
stammen. Die Herausforderungen und Potenziale 
der Transformation regionaler Wirtschaftsstruktu-
ren machen nicht an Kreis- oder Ländergrenzen halt. 
Entsprechend sollen die regionalen Zukunftskon-
zepte in partizipativen, moderierten Verfahren von 
den Verbundpartnern unter Einbindung der Zivil-
gesellschaft entwickelt werden. Denn Strukturwan-
del betrifft alle, deswegen sollen auch alle interes-
sierten Akteure in seine Gestaltung eingebunden 
werden und mitbestimmen können. 

IDEEN UND MITTEL FÜR DEN WANDEL

„Zukunft Region“ verbindet den gemeinsamen Aus-
tausch der Akteure vor Ort zu regionalen Zukunfts-
fragen bis hin zur Entwicklung eines umfassenden 
Zukunftskonzepts mit konkreten Umsetzungsfra-
gen. Eben diese Kombination aus Vernetzung und 
Austausch, Ideenentwicklung und Umsetzung kenn-
zeichnet eine ganzheitliche regionale Struktur-
politik. Um die Regionen dabei zu unterstützen, ihre 
endogenen Potenziale zu nutzen, bietet 

 „Zukunft Region“ 
unterstützt bei 
der Erstellung 
 regionaler Zu-
kunftskonzepte 
für eine nachhal-
tige Wirtschaft.

IN KÜRZE
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WAS MACHT EINEN ERFOLGREICHEN 
STRUKTURWANDEL AUS?
Strukturwandel bedeutet, sich auf die Herausfor-
derungen der Zukunft einzustellen. In vielen 
Regionen bestehen enorme Möglichkeiten, die 
aber nicht überall ausgeschöpft werden. Hier 
setzt das Programm „Zukunft Region“ an: Es gibt 
strukturschwachen Regionen die Chance, ihre 
eigenen Potenziale zu aktivieren. Wichtig ist 
dabei auch die Einbindung der Zivilgesellschaft.

WELCHE ROLLE SPIELT NACHHALTIGKEIT 
BEIM STRUKTURWANDEL?
Ohne Nachhaltigkeit kann Strukturwandel 
nicht gelingen. Ohne ökologische Nachhaltigkeit 
gefährden wir unsere Lebensgrundlagen, ohne 
soziale Nachhaltigkeit das friedliche Zusammen-
leben in unserer Gesellschaft und ohne öko-
nomische Nachhaltigkeit unsere Zukunfts- und 
Wettbewerbsfähigkeit und damit unseren Wohl-
stand. Bei der Transformation unserer Wirtschaft 
müssen wir daher alle Dimensionen im Blick 
behalten. Dies gilt insbesondere für Regionen  
im Strukturwandel.

WAS IST DIE GRÖSSTE HERAUSFORDE-
RUNG FÜR STRUKTURSCHWACHE 
REGIONEN?
Einige Regionen kämpfen mit Fachkräftemangel 
oder unzureichender Infrastruktur, andere sind 
von Branchen geprägt, die unter Druck geraten 
werden. Klar ist: Ist eine Region attraktiv, sind 
Beschäftigte und Unternehmen bereit, zu bleiben. 
Wir wollen regionale Strukturpolitik noch besser 
auf die Herausforderungen unserer Zeit ausrich-
ten und werden die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
und das Gesamtdeutsche Fördersystem für struk-
turschwache Regionen weiterentwickeln.

MICHAEL KELLNER
PARLAMENTARISCHER STAATSSEKRETÄR 

IM BMWK

3 FR AGEN AN

„Zukunft Region“ zusätzlich ein umfassendes Fort-
bildungsangebot zu administrativen und inhaltli-
chen Themen sowie Möglichkeiten für einen inter-
regionalen Austausch. 

WETTBEWERBSAUFRUF „REGIONACHHALTIG“ 

Der erste Wettbewerbsaufruf folgt dem Oberthema 
„regioNachhaltig“ und unterstützt Regionen bei der 
Ausgestaltung der sozial-ökologischen Transfor-
mation. Unter Berücksichtigung der drei Nachhal-
tigkeitsdimensionen Ökonomie, Ökologie und Ge-
sellschaft/Soziales sollen in Regionen unter ver- 
stärkter Nutzung von eigenen Potenzialen Anstöße 
gegeben werden. Dazu gehören Entwicklungen zur 
Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 
zum Strukturwandel, zur Erhöhung der Innovati-
onsdynamik sowie zum Beschäftigungswachstum 
und zum Schutz von natürlichen Lebensgrundlagen. 

Auch Verbünde aus Regionen, die nicht als struktur-
schwach gelten, können sich bewerben, um Ansätze 
einer präventiven Regionalpolitik zu erproben. Regio-
nen, in denen bereits ein aktuelles Entwicklungskon-
zept vorliegt, haben die Möglichkeit, sich unmittel- 
bar im Rahmen der Umsetzungsphase zu bewerben,  
sofern das Entwicklungskonzept das Thema von 
„regioNachhaltig“ aufgreift. 

GUT ZU WISSEN

IM 3. QUARTAL 2022 
SOLL DIE NEUE 
 FÖRDERUNG STARTEN. 
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Weitere Informationen finden Sie unter 
 www.bmwk.de/zukunft-region

Zusätzlich dazu berät Sie gern ein vom Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
 beauftragter Projektträger:  
VDI/VDI Innovation + Technik GmbH 
Zukunft-Region-Hotline: 030 310078-5511 
zukunft-region@vdivde-it.de 

DR. JULIAN ADAM
Referat: Regionale Wirtschaftspolitik

schlaglichter@bmwk.bund.de

MEHR ZUM THEMA

Auch die Verbesserung von sozialen Aspekten und  
die gesellschaftliche Teilhabe stehen dabei im Fokus. 
Gefördert wird der Aufbau von regionalen Netz-
werken, die Erstellung einer regionalen Nachhaltig-
keitsbilanz, die Entwicklung eines regionalen Zu-
kunftskonzeptes und eines darauf beruhenden 
Umsetzungskonzeptes (Entwicklungsphase) sowie 
dessen Realisierung im Rahmen von konkreten 
Maßnahmen und Projekten (Umsetzungsphase). 

INFORMATIONEN UND BEWERBUNGEN 

Das Verfahren beginnt mit einer zweijährigen Ent-
wicklungsphase: Interessierte Regionen können 
sich mit einer Antragsskizze für die Förd er ung be-
werben. Eine Expertenjury wählt die besten Skizzen 
aus und empfiehlt sie zur Förderung. Diese Vorha-

„Zukunft Region“ 
unterstützt die 
regionale Wirt-
schaftskraft und 
eine nachhaltige 
Entwicklung.

IN KÜRZE

ben werden dann aufgefordert, einen vollständigen 
Antrag zu stellen, damit die formalen Vorausset-
zungen geprüft werden können. Der Beginn  der 
Förderung ist für das dritte Quartal 2022 geplant. 
Zum Ende der Entwicklungsphase können sich die 
Verbünde auf eine Förderung im Rahmen der bis 
zu dreijährigen Umsetzungsphase bewerben. Wei-
tere Informationen finden Sie auf der Webseite von 
„Zukunft Region“. Werden auch Sie aktiv, bringen 
Sie Ihre Ideen ein und Ihre Region nach vorn!

EINE EXPERTENJURY WÄHLT DIE 
BESTEN SKIZZEN AUS  UND 
 EMPFIEHLT SIE ZUR FÖRDERUNG. 

Quelle: BMWK

ABBILDUNG: BUNDESWETTBEWERB „ZUKUNFT REGION“ 
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G leichstellung ist kein Selbstläufer. Das gilt 
auch für Frauen im Wirtschaftsleben. Hier 
ist noch keine gleichberechtigte Teilhabe 

erreicht, selbst wenn positive Entwicklungen zu ver-
zeichnen sind. Zwar steigt beispielsweise die An-
zahl von Frauen in Vorständen und Aufsichtsräten 
beständig, Männer sind aber immer noch in der 
deutlichen Mehrheit. Auch bei Unternehmens-
gründungen überwiegt der Männeranteil. Beson-
ders groß ist dieser Unterschied bei der Gründung 
von Start-ups: Hier beträgt der Anteil von Frauen 
nur knapp 18 %. „Wachsen ohne Frauen sollte ge-
nauso wie das Gründen ohne Frauen in Deutsch-
land der Vergangenheit angehören“, sagt Dr. Fran-
ziska Brantner, Parlamentarische Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz. Ihr Anliegen ist es, die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen im Wirtschaftsleben voranzu-
bringen. Wir haben sie nach Ansatzpunkten gefragt, 
wie die Gründungsdynamik von Frauen gestärkt 
werden kann.  

DR. FRANZISKA BRANTNER,
PARLAMENTARISCHE STAATSSEKRETÄRIN IM 
BMWK, ÜBER FRAUEN ALS GRÜNDERINNEN

FRAU DR. BRANTNER, IM KOALITIONSVER-
TRAG STEHT: „WIR WOLLEN DEN ANTEIL 
VON GRÜNDERINNEN IM DIGITALSEKTOR 
ERHÖHEN“. WARUM HABEN SIE SICH  
DAS VORGENOMMEN?
Die Gleichstellung von Frauen und Männern in- 
nerhalb des nächsten Jahrzehnts: Das ist das, was 
wir uns als Bundesregierung vorgenommen 
haben, und nichts weniger. Heute ist es leider so, 
dass nur knapp jedes fünfte Start-up von Frauen 
gegründet wird. Da geht einfach mehr. Eine unse-
rer Aufgaben im Bundeswirtschaftsministerium 
ist es, dass Frauen, die Start-ups gründen wollen, 

„WIR MÜSSEN 
EIN MUSTER 
DURCHBRECHEN“
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einen besseren Zugang zu Wagniskapital bekom-
men. „Break the Bias" - das war das Motto des dies-
jährigen Weltfrauentages am 8. März. In diesem 
Sinn müssen wir gerade beim Zugang zu Venture 
Capital (VC) prüfen, welche Maßnahmen hier 
zielführend sind.
 
FÜR INNOVATIVE GRÜNDUNGEN UND 
 START-UPS IST DER ZUGANG ZU FINANZIE-
RUNG OFT ESSENTIELL. DOCH DIE HÜRDEN 
FÜR FRAUEN SIND BESONDERS HOCH. WIE 
KANN DAS GEÄNDERT WERDEN?
Wir müssen ein Muster durchbrechen. Männer 
fördern häufig eher Männer und ihre Geschäfts-
ideen. Berichte und Studien zeigen, dass oft aus-
schließlich Männer über die Vergabe von Venture 
Capital entscheiden. Das erschwert Frauen den 
Zugang dazu. Aber ich bin überzeugt, dass auch 
bei Investmentrunden gilt: Diversität bereichert. 
Daher haben wir uns als Mehrheitsgesellschafter 
vorgenommen, beim High Tech-Gründerfonds 
den Frauenanteil in den Investitions  komitees zu 
erhöhen. Denn dort wird entschieden, ob eine 
Geschäftsidee durch den Fonds finanziert wird 
oder nicht. Ein besserer Zugang zu Venture Capi-
tal für Gründerinnen ist uns ein wirklich wichti-
ges Anliegen. Hierzu erarbeiten wir weitere 
Konzepte, auch für eine Umsetzung im Rahmen 
des Zukunftsfonds. Und auch die KfW Capital  
als Beteiligungstochter der KfW setzt sich für 
mehr Diversität in der deutschen VC-Szene ein.

WAS KANN DIE POLITIK NOCH TUN,  
DAMIT DIE GRÜNDUNGSLANDSCHAFT  
WEIBLICHER WIRD?
Frauen, die gründen möchten oder eine Führungs-
position anstreben, betonen oft, wie wichtig ihnen 
weibliche Vorbilder sind. Im Bundeswirtschafts-
ministerium gibt es daher die Initiative „FRAUEN 
unternehmen“, in der 235 Unternehmerinnen als 
„Role-Models“ bundesweit für weibliches Unter-
nehmertum werben. Die Initiative wächst stetig, 

und wir wollen künftig mehr Frauen aus den 
Bereichen MINT, Digitales und Handwerk gewin-
nen. Außerdem fördern wir mit EXIST – Existenz-
gründungen aus der Wissenschaft – an 142 Hoch- 
schulen in Deutschland Strukturen zur Grün-
dungsunterstützung, die Sensibilisierung und 
Qualifizierung von Gründerinnen sowie spezifi-
sche Maßnahmen zur Stärkung des „Female 
Entrepreneurship“. Für  Gründerinnen bieten wir 
im Rahmen des Start-up Scale-Programms der 
Digital Hub Initiative zum zweiten Mal indivi-
duelle Unterstützung für weibliche Start-ups an.

SIE WAREN MITGLIED IM FRAUENRECHTS- 
UND GLEICHSTELLUNGSAUSSCHUSS DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND HABEN 
DORT EINMAL GESAGT: „ES BLEIBT VIEL  
ZU TUN, EINMAL ERRUNGENES IST AUF 
 KEINEN FALL FÜR IMMER DA.“ GILT DIE 
 BOTSCHAFT WEITER?
Definitiv. Das zeigt die Pandemie. Sie hat die Er- 
folge der Gleichstellung zumindest in Frage gestellt, 
zum Teil auch ausgebremst, gerade beim Stich-
wort Sorgearbeit. Wir sehen es aber auch in ande-
ren europäischen Ländern, wo Errungenschaften 
der Frauenrechte wieder zurückgeschraubt werden. 
Deswegen möchte ich mich an alle Frauen wenden, 
die überlegen, wo sie beruflich hingehen möch-
ten, die sich fragen, ob sie eine Führungsposition 
übernehmen wollen. Für sie alle gilt meine große 
Bitte: Traut euch, wir brauchen euch, wir wollen 
euch in der Wirtschaft. Macht mit, macht euch fit, 
wir warten auf euch!

DR. KERSTIN RÖHLING, ULRIKE 
CZERWONKA & JOHANNA KUPER
Referat: Stakeholder und Bündnisse  
der Transformation; Frauen in  
der Wirtschaft

schlaglichter@bmwk.bund.de

MEHR ZUM THEMA
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AN DEN GRENZEN 
DER PHYSIK

NEUE WERKSTOFFE UND MATERIALIEN 
FÜR INNOVATIONEN UND KLIMASCHUTZ
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F ortschritt und Innovation, gerade auch mit 
Blick auf Nachhaltigkeit und Klimaschutz, 
beruhen zu einem beträchtlichen Teil auf 

der Nutzung neuer Werkstoffe und Materialien. 
Etwa 70 % sämtlicher technischer Innovationen 
hängen direkt oder indirekt mit den Eigenschaften 
der genutzten Materialien zusammen.

Die Bedeutung dieser Innovationen für die 
gesamte Wirtschaft ist groß. Allein die klassisch 
werkstoffbasierten Branchen wie beispielsweise 
der Kraftfahrzeug- und Maschinenbau, die che-
misch-pharmazeutische Industrie, das Baugewer-
be oder die Metallerzeugung und -bearbeitung er-
zielen in Deutschland einen jährlichen Umsatz von 
insgesamt etwa einer Billion Euro und beschäftigen 
circa fünf Millionen Menschen. Der Einfluss neuer 
Werkstoffe und Materialien geht allerdings deut-
lich über die genannten Branchen hinaus. So wäre 
etwa auch die Digitalisierung ohne innovative 
Werkstoffe zum Beispiel für Schaltkreise und kom-
pakte, effiziente und sichere Akkumulatoren nicht 
dort angekommen, wo sie heute ist, und visionäre 
Zukunftstechnologien wie Quantencomputer kön-
nen ohne die benötigten Werkstoffe und Materia-
lien niemals verwirklicht werden.

INNOVATIONEN SCHAFFEN 
WERTSCHÖPFUNGSPOTENTIALE

Werkstoff- und Materialinnovationen tragen dazu 
bei, Wertschöpfungspotenziale auch in der ökolo-
gischen Transformation der Wirtschaft zu erhalten 
und auszuschöpfen. Sie leisten damit einen ent-
scheidenden Beitrag zur Erreichung gesellschaft-
licher, wirtschaftlicher und ökologischer Ziele und 
sichern somit die Lebensqualität zukünftiger Ge-
nerationen. Gerade mit Blick auf Ressourceneffi-
zienz, Alternativen zu umweltschädlichen Roh-
stoffen sowie die Entwicklung und Verwendung 
von Werkstoffen und Materialien mit kleinerem 

Innovative Werk-
stoffe und Mate-
rialien haben eine 
große Bedeutung 
für die gesamte 
Wirtschaft.

IN KÜRZE

CO2-Fußabdruck kommen Querschnittstechnolo-
gien wie dem Leichtbau eine besondere Bedeutung 
zu. Zudem können biobasierte neue Werkstoffe 
und Materialien helfen, Deutschlands Abhängig-
keit von Importen kritischer Rohstoffe (zum Bei-
spiel von fossilen Energieträgern) zu verringern. Es 
gilt daher, den branchenübergreifenden Fortschritt 
in diesem Bereich nachhaltig zu unterstützen.

DAS TECHNOLOGIETRANSFER-PROGRAMM 
LEICHTBAU

Mit dem Technologietransfer-Programm Leichtbau 
(TTP LB) hat das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz (BMWK) frühzeitig den Wissens- 
und Technologietransfer mit besonderem Fokus auf 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit angestoßen. In 
dem 2020 aufgelegten Programm werden derzeit 
94 Vorhaben mit rund 141 Millionen Euro gefördert. 
Die 19 Projekte im Bereich neue Werkstoffe und 
Materialien sind dabei so vielfältig, wie die Anwen-
dungsfelder dieser Schlüsseltechnologie selbst.

KREISLÄUFE FÜR NEUE WERKSTOFFE  
UND MATERIALIEN 

Trotz ihres immensen Potenzials sind neue Werk-
stoffe und Materialien auch mit großen Heraus-
forderungen verbunden. Insbesondere Aspekte zur 
Schließung von Wertstoffkreisläufen, also der Wan-
del zu einer Kreislaufwirtschaft (Circular Economy), 
dürfen in einem ganzheitlichen Ansatz nicht ver-
nachlässigt werden. Auch beispielsweise die Kreis-
lauffähigkeit, die ökologisch vertretbare Nutzung 
von Primärrohstoffen oder notwendige Anpassun-
gen der Re cyclingstrategien müssen von Beginn an 
bei der Entwicklung neuer Werkstoffe und Mate-
rialien mitgedacht und umgesetzt werden.

Materialien sind Stoffe, aus denen ein Objekt besteht. Sobald aus 
diesen Stoffen ein Werkstück (also ein Objekt mit einem Nutzen) 
entsteht, wird das Material zum Werkstoff. Da sich der Begriff des 
Nutzens sehr weit fassen lässt, betreffen hier vorhandene Poten-
ziale die ganze Wertschöpfungskette.

VOM MATERIAL ZUM WERKSTOFF

Menschen arbeiten in werk-
stoffbasierten Branchen.

5 MILLIONEN

RUND
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METAMATERIALIEN: AN DEN GRENZEN  
DER PHYSIK

Da solche Folgeabschätzungen wissenschaftlich 
höchst komplex sind, ist der Ansatz, bekannten 
Werkstoffen durch eine neue Struktur neue Eigen-
schaften zu verleihen, sehr interessant. Durch  mo- 
derne Simulationsmethoden können neben digi-
talen Zwillingen zur Steigerung der Ressourcen-
effizienz auch neue Materialien geschaffen werden, 
die scheinbar physikalische Gesetzmäßigkeiten 
aushebeln. Sie werden Metamaterialien genannt. 
Solche Metamaterialien finden mit ihren Eigen-
schaften kein natürliches Analogon. Beispielswei-
se ermöglichen elektromagnetische Metamate-
rialien, zu denen auch photonische oder optische 
Metamaterialien gehören, eine besondere Licht-
streuung. Vereinfacht: ihr strukturelles Design er-
laubt es, dahinterliegende Objekte unsichtbar zu 
machen oder um Ecken zu schauen. Aber auch 
Schwingungs- und Lärmreduktion lassen sich mit 
Metamaterialien erzielen. Solche vibroakustische 
Metamaterialien sorgen dafür, dass Komponenten 
leichter und zugleich deutlich leiser werden. Der-
artige überdurchschnittliche Lärm- und Schwin-
gungsdämpfer sind hoch interessant im Maschi-
nen- und Fahrzeugbau sowie in der Luft- und 
Raumfahrt. Sicherheitstechnische Anwendungen 
versprechen hingegen auxetische Metamateria-
lien, die bei Dehnung aufgrund ihres strukturellen 
Designs dicker werden.

Das Projekt Neue nanopartikelverstärkte Magnesiumwerkstoffe 
(OptUm-MagNa) beschäftigt sich mit der Entwicklung von Magne-
sium-Verbundwerkstoffen, die sehr kleine keramische Partikel 
beinhalten. Die entstehenden Werkstoffe werden durch die Partikel 
so formbar, dass sie Stahl- und Aluminiumlegierungen ersetzen 
können und dabei einen Gewichtsvorteil haben. Dadurch kann der 
ökologische Fußabdruck verkleinert werden. Interessant ist dies 
nicht nur für die Automobilindustrie und die Luft- und Raumfahrt-
industrie, sondern beispielsweise auch bei Medizinprodukten.

Im Projekt Entwicklung effizienter Verfahrenstechnologien inner-
halb des geschlossenen Partikelschaum-Werkstoffkreislaufs 
(GePart) steht die Ressourceneffizienz von Partikelschäumen im 
Fokus und dabei insbesondere die Nachhaltigkeit des Wertstoff-
kreislaufs. Dies geschieht durch die Weiterentwicklung geeigneter 
Recyclingverfahren und -strategien. Darüber hinaus soll die Ener-
gieeffizienz durch neue Verfahrenstechnologien verbessert werden. 
Eine Ökobilanzierung aller Prozesse rundet das Projektvorhaben 
ab. Partikelschäume finden unter anderem in Formteilen sowohl im 
Automobilbau und der Baubranche als auch im Sport- und Freizeit-
bereich Anwendung.

„15 % weniger CO2“ pro Batteriegehäuse verspricht das Verbund-
vorhaben COOLBat mit nachhaltigen Leichtbaulösungen. Batterie-
gehäuse für Elektrofahrzeuge der nächsten Generation nutzen mehr 
Funktionen auf kleinerem Bauraum und mit weniger Schnittstellen. 
Diese effizienten Lösungen entstehen aus Einzelsystemen, die in 
funktionsintegrierte Bauteile umgewandelt werden. Beispielsweise 
werden thermische und mechanische Aufgabe kombiniert: Trag-
strukturen erhalten Temperierkanäle oder Bodenplatten enthalten 
Kühleinheiten und erfüllen gleichzeitig Aufgaben beim Crashschutz.

PROJEKTE FÜR ENERGIESPARENDE  
PRODUKTION

NEUE MATERIALIEN KÖNNEN 
UNSICHTBAR MACHEN  
UND UM ECKEN SCHAUEN.
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NEUE MATERIALEIGENSCHAFTEN DURCH 
VERÄNDERTES STRUKTURELLES DESIGN

Auch Metallen, die zumindest theoretisch eine gute 
Kreislauffähigkeit bieten, können durch Verände-
rungen im strukturellen Design auf atomarer Ebe-
ne herausragende neue Eigenschaften verliehen 
werden. Allein die gezielte chemische Veränderung 
der Ordnung von Metallatomen in einem Material 
erlaubt es, ihm völlig neue Eigenschaften zu ver-
leihen. Die Unordnung der Atome in einem metal-
lischen Glas resultiert beispielsweise in einer be-
sonders hohen Korrosionsbeständigkeit, Härte und 
Federwirkung – eine Stahlkugel springt auf einem 
metallischen Glas wie ein Gummiball. Bereits 1998 
wurde diese Federwirkung in einem Golfschläger 
für besonders weite Abschläge genutzt. Bei einem 
jährlichen volkswirtschaftlichen Schaden durch 
Korrosion allein in Deutschland von rund 150 Mil-
liarden Euro ist jedoch wirtschaftlich die Korrosi-
onsbeständigkeit von deutlich höherem Interesse. 
Bisher sind der Anwendung von metallischen Glä-
sern aufgrund ihrer Brüchigkeit jedoch enge Gren-
zen gesetzt.

Neue Werkstoffe 
und Materialien 
haben ein immen-
ses Poten zial für 
Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit.

IN KÜRZE

DR. FLORIAN LOOSE & THERESA EIBACH  
Referat: Bauwirtschaft, Leichtbau/Neue Werkstoffe 
und Ressourceneffizienz

schlaglichter@bmwk.bund.de

KONTAKT

FÖRDERUNG GEZIELTER AUF KLIMASCHUTZ 
UND NACHHALTIGKEIT AUSRICHTEN

Auch wenn die Verwendung neuer Werkstoffe und 
Materialien mit großen Herausforderungen ver-
bunden ist, haben sie zugleich immenses Potential 
für Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Daher über-
prüft das BMWK momentan, wie ihre Förderung 
gezielt ausgebaut werden kann, um einen erweiter-
ten Beitrag zur Senkung von Treibhausgasemis-
sionen und zur Schonung primärer Ressourcen zu 
leisten. Eine strategische Fokussierung auf Inno-
vationen in diesem Bereich kann dazu beitragen, 
nachhaltig Wachstumspotentiale zu heben und 
Deutschland als Innovations- und Technologie-
standort zu stärken und zu einem grünen Leitmarkt 
zu entwickeln.

ABBILDUNG: DAS TECHNOLOGIETRANSFER-PROGRAMM LEICHTBAU DES BMWK

Fakten im Überblick:
Förderungen des branchen- und materialübergreifenden Transfers von 
Wissen und Technologie insbesondere in marktnahen Industriebereichen: 

Einzel- und Verbundvorhaben:  
94

•  Technologieentwicklung zur Stärkung der deutschen Wirtschaft  
im Leichtbau

Projekbeteiligte (Teilvorhaben):  
434

•  CO2-Einsparung und CO2-Bindung durch den Einsatz neuer  
Konstruktionstechniken und Materialien

Gesamtkosten:  
207 Mio. €

• CO2-Einsparung durch Ressourceneffizienz und -substitution

Fördermittel:  
141 Mio. €

• Demonstrationsvorhaben

Eigenmittel:  
66 Mio. €

• Standardisierung

Quelle: BMWK

%
weniger CO2 pro Batteriegehäuse verspricht 
das Ver bundvorhaben COOLBat.
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R und zwei Jahre nach Auftreten des Corona-
Virus in Deutschland ist die deutsche Volks-
wirtschaft wieder auf dem Wachstumspfad. 

Gleichzeitig sind mittlerweile hinreichend viele 
Daten verfügbar, um den wirtschaftlichen Einbruch 
zu messen und mit anderen historischen Krisen zu 
vergleichen. Dies geschieht hier anhand der Wirt-
schafts- und Finanzkrise (im Folgenden: Finanz-
krise) von 2008/2009.

Beide Krisen unterscheiden sich fundamen-
tal in den Ursachen. Die Finanzkrise war die Folge 
 eines in Verbindung mit neuen Finanzmarktinst-
rumenten spekulativ aufgeblähten Immobilien-
markts, dessen Zusammenbruch eine Kettenreak-
tion im Bankensektor verursachte. Der Effekt auf 

die Realwirtschaft kam dabei erst verzögert zum 
Tragen. Anschließend gab es langwierige struk-
turelle Anpassungsprozesse.

Im Gegensatz dazu wirkte sich die Corona-
Pandemie direkt und heftig auf Angebot und 
Nachfrage aus, vor allem durch den Einbruch der 
Inlandsnachfrage aufgrund von Lockdowns und 
Verhaltensanpassungen, einer geringeren Aus-
landsnachfrage und die Störung der Lieferketten. 
So stand zum Beispiel die Kfz-Produktion im Früh-
jahr 2020 komplett still und das Arbeitsangebot 
sank aufgrund der Herausforderungen bei der Be-
treuung von Familienangehörigen.

Im Folgenden werden die Entwicklungen  makro-
ökonomischer Aggregate und Indikatoren zwi-
schen beiden Krisen verglichen, darunter: Brutto-
inlandsprodukt (BIP), privater Konsum und Spar- 
quote, Staatsausgaben, Unternehmensinsolven-
zen, Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Erwerbstäti-
ge sowie die Preisniveauentwicklung. 

Um den Verlauf der volkswirtschaftlichen 
Größen über beide Krisen hinweg zu veranschau-
lichen, wird das Vorkrisenniveau (Monat oder 
Quartal) jeweils auf 100 normiert. Als Vorkrisen-
niveau wird bei der Finanzkrise der August 2008 
definiert – vier Wochen vor der Pleite der US-Bank 
Lehman Brothers. Das Vorkrisenniveau für die 
Corona-Krise wird mit der Lage im Februar 2020 
bestimmt. Damals war das Virus vor allem in China 
aufgetreten und hatte die restliche Welt nur ver-
einzelt erreicht. Bei Daten, die lediglich quartals-
weise verfügbar sind, werden das zweite Quartal 
2008 und das vierte Quartal 2019 als Vorkrisenni-
veaus für die jeweiligen Krisen definiert.

EIN VERGLEICH DER  CORONA-KRISE 
MIT DER FINANZKRISE VON 2008/2009

IST KRISE 
GLEICH KRISE?

Im Gegensatz zur 
Finanzkrise wirkte 
sich die Corona- 
Pandemie direkt 
und heftig auf 
Angebot und 
Nach frage aus. 

IN KÜRZE

ZWEI KRISEN 
MIT  FUNDAMENTALEN 
UNTERSCHIEDEN.
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BRUTTOINLANDSPRODUKT

Betrachtet man die Entwicklung des Bruttoin-
landsprodukts, so wird deutlich, dass der Einbruch 
in der Corona-Krise heftiger und abrupter war als 
in der Finanzkrise (Abbildung 1). Dafür gab es aber 
nach einem Quartal mit Rekordnegativwachstum 
(2. Quartal 2020: rund -10 %) einen direkten und 
starken Rebound (3. Quartal 2020: rund +9 %). In 
der Finanzkrise waren sowohl Einbruch als auch 
Erholung allmählicher. Es dauerte insgesamt elf 
Quartale (bis zum 1. Quartal 2011), bis das Vorkri-
senniveau wieder erreicht wurde. Für die Corona-
Krise fehlen noch Daten am aktuellen Rand. Die 
Bundesregierung geht in ihrer Jahresprojektion 
vom 26. Januar davon aus, dass das Vorkrisenni-
veau im zweiten Quartal 2022 erreicht werden 
kann. Damit wäre der Erholungszeitraum etwas 
kürzer als nach der Finanzkrise.

PRIVATER KONSUM UND SPARQUOTE

Während der private Konsum in der Finanzkrise 
noch stützend wirkte und aufgrund der automati-
schen Stabilisatoren lediglich stagnierte, brach er 
während der Corona-Krise zunächst um rund 13 % 
ein (Abbildung 2). Dies lag an den Beschränkun-
gen, die zur Eindämmung des Corona-Virus erlas-
sen wurden. Insbesondere in kontaktintensiven 
Dienstleistungsbereichen und Teilen des stationä-
ren Einzelhandels waren keine Konsumausgaben 
mehr möglich. Dieser „unfreiwillige“ Konsumver-
zicht wird reflektiert in einem massiven Anstieg 
der Sparquote während der Corona-Krise, die um 
bis zu 90 % höher lag als in Vorkrisenzeiten. Am 
aktuellen Rand liegt die Sparquote nur noch leicht 
über ihrem langjährigen Durchschnitt. Demgegen-
über hat sich die Sparquote während der Finanz-
krise nicht verändert.

Vorkrisenniveau = 100

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 1: ENTWICKLUNG DES BRUTTOINLANDSPRODUKTS

%
höher lag die Sparquote während 
der Corona-Krise im Vergleich zu 
Vorkrisenzeiten.

90
BIS ZU
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ARBEITSLOSIGKEIT, KURZARBEIT  
UND ERWERBSTÄTIGE

Auch am Arbeitsmarkt sind die Krisen recht unter-
schiedlich verlaufen (Abbildung 4). Die Nutzung 
der Kurzarbeit trug dazu bei, dass der Anstieg der 
registrierten Arbeitslosigkeit während der Finanz-
krise verhältnismäßig moderat ausfiel. Die Coro-
na-Krise hat den Arbeitsmarkt jedoch ungleich 
stärker getroffen: Im April 2020 wurden sechs Mil-
lionen Kurzarbeitende registriert, gleichzeitig stieg 
die Anzahl der Arbeitslosen in Folge um knapp 
30 % gegenüber dem Vorkrisenniveau, was in etwa 
650.000 Personen entsprach. Allerdings folgte die 

Vorkrisenniveau = 100

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 3: UNTERNEHMENSINSOLVENZEN

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 2: STAATSAUSGABEN UND PRIVATER KONSUM
Vorkrisenniveau = 100

STAATSAUSGABEN

In beiden Krisen hat der Staat seine Ausgaben subs-
tanziell erhöht, um die Nachfrage zu stimulieren 
und die negativen Auswirkungen der Krise auf Be-
völkerung und Wirtschaft abzufedern (Abbildung 
2). In der Corona-Krise sorgten insbesondere Über-
brückungshilfen für Unternehmen für einen Auf-
wuchs der Staatsausgaben, aber auch Kosten für 
Impfungen und Tests ließen die Ausgaben steigen. 
Gleichzeitig nahmen die Ausgaben der Sozialver-
sicherungssysteme massiv zu, zum Beispiel durch 
die Leistungen im Rahmen der Kurzarbeit. In der 
Finanzkrise gab es zwei Konjunkturpakete, Maß-
nahmen waren unter anderem die Abwrackprämie 
für Autos und die Einführung der degressiven Ab-
schreibung.

 UNTERNEHMENSINSOLVENZEN

Die Unternehmensinsolvenzen entwickelten sich 
in beiden Krisen grundverschieden (Abbildung 3). 
Während es in der Finanzkrise zu einem krisen-
üblichen Aufwuchs der Insolvenzen kam, der sich 
nach etwa drei Jahren wieder normalisierte, lagen 
die Insolvenzmeldungen in der Corona-Krise struk-
turell unter dem Vorkrisenniveau, zuletzt bei le-
diglich 76 %. Dies dürfte einerseits an der zeitweisen 
Aussetzung der Insolvenzanzeigepflicht liegen, 
andererseits jedoch auch an den umfangreichen 
Hilfen für vom Lockdown betroffene Unternehmen, 
womit direkt Liquidität zur Verfügung gestellt 
wurde. Der Trend in den Unternehmensinsolvenzen 
war allerdings auch schon vor der Corona-Krise 
rückläufig, seit Krisenbeginn hat er sich aber noch-
mals verstärkt.

so teuer wie die Finanzkrise war 
die Corona-Krise für die Bundes-
agentur für Arbeit bisher.

5 MAL
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AUF TWITTER

#NORDSTREAM2
Bundesminister Habeck verkündet den Geneh-
migungsstopp der mehr als 1.200 Kilometer 
langen Erdgaspipeline zwischen Russland und 
Deutschland.

AUF LINKEDIN

#INNOVATIONEN
Deutschland und Frankreich stellen 
jeweils eine Milliarde Euro für die 
neue European Tech Champions Ini-
tiative in Aussicht.

#SOLIDARITÄT
„Die Souveränität der Ukraine ist unverletzlich“ 
sagte Bundesminister Habeck bei einem Besuch 
in der ukrainischen Botschaft in Berlin.

AUF INSTAGRAM

BEST OF SOCIAL MEDIA

Corona-Krise auf einen langjährigen Boom am 
Arbeitsmarkt, weshalb die Arbeitslosenquote ab-
solut gesehen immer noch unter dem Niveau der 
Finanzkrise lag. Auch die Erwerbstätigkeit entwi-
ckelte sich in beiden Krisen unterschiedlich: In der 
Corona-Krise ging sie um 750.000 Personen zu-
rück, während sie in der Finanzkrise zunächst in 
etwa konstant blieb. Ein Grund dürften die mit dem 
Lockdown verbundenen Herausforderungen bei 

der Betreuung sein, die zu einem Sinken des Ar-
beitsangebots führten. Am aktuellen Rand steigt 
die Erwerbstätigkeit wieder.

Auch bei den Kosten für die Kurzarbeit gibt 
es signifikante Unterschiede: Während die Bun-
desagentur für Arbeit von Kosten für das Kurz-
arbeitergeld während des gesamten Zeitraums der 
Finanzkrise (2008-2012) in Höhe von 8,5 Milliar-
den Euro ausgeht, wurden die seit März 2020 bis 
Mitte Februar 2022 angefallenen Kosten für das 
Kurzarbeitergeld auf 42 Milliarden Euro taxiert. 
Die Corona-Krise war für die Bundesagentur für 
Arbeit also bislang in etwa fünfmal so teuer wie 
die Finanzkrise.

I M  A P R I L  2020 W U R D E N 
SECHS MILLIONEN KURZ-
ARBEITENDE REGISTRIERT.
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PREISNIVEAUENTWICKLUNG

Das Preisniveau (Abbildung 5) zeigt in beiden Fäl-
len die für eine Krise typische Entwicklung: Zu Be-
ginn der Rezession sinken die Preise tendenziell. 
Im Zuge der anschließenden wirtschaftlichen Er-
holung zieht das Preisniveau wieder an. Da die 
Erholung in der Corona-Krise schneller kam, stie-
gen auch die Preise früher wieder an. Am aktuellen 
Rand zeigt sich, dass der Engpass bei Vorleistungs-
gütern und die aufgestaute Nachfrage bei starker 
Weltkonjunktur zu einer überdurchschnittlich star-
ken Dynamik des Preisniveaus führen. Aufgrund 
der befristeten Umsatzsteuersatzsenkung während 
der Corona-Krise ist der Vergleich mit der Finanz-
krise allerdings nur bedingt aussagekräftig.

FAZIT

Der entscheidende Unterschied zwischen beiden 
Krisen – der auch die Unterschiede im Konsum 
und am Arbeitsmarkt erklärt – sind die Schlie-
ßungsmaßnahmen und Kontaktbeschränkungen. 
So kam es während der Corona-Krise gleichzeitig 
zu einem Nachfrage- und Angebotsschock. Der 
private Konsum brach durch Ausgangssperren und 
Kontaktbeschränkungen ein (Nachfrageschock), 
aber auch die Produktion war durch internationa-
le Abschottungsmaßnahmen und wegbrechende 
Lieferketten massiv behindert (Angebotsschock). 
Dieser Simultanschock machte sich sofort auf dem 
Arbeitsmarkt bemerkbar. Im Resultat brach das BIP 
der zuvor in der Erholung befindlichen deutschen 
Volkswirtschaft so massiv ein wie noch nie zuvor 
in einem Quartal. In der Finanzkrise breitete sich 

der negative Effekt der ins Straucheln geratenen 
Bank- und Versicherungswirtschaft in den Verei-
nigten Staaten hingegen nur allmählich auf die 
Realwirtschaft aus. Der Einbruch war nicht so groß 
wie in der Corona-Krise, dafür dauerten die struk-
turellen Anpassungsprozesse aber länger an.

Vorkrisenniveau = 100

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 5: PREISNIVEAUENTWICKLUNG 

DR. FELIX ARNOLD  
Referat: Beobachtung, Analyse und Projektion  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

schlaglichter@bmwk.bund.de

KONTAKT

in % und in Mio. von 2000 bis 2022 

Quelle: BMWK

ABBILDUNG 4: ARBEITSLOSENQUOTE UND KURZARBEIT

DAS PREISNIVEAU  
ZEIGT IN BEIDEN FÄLLEN 
EINE KRISENTYPISCHE 
ENTWICKLUNG. 
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TERMINE

05.05.2022
Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe (März)

06.05.2022
Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (März)

13.05.2022
Pressemitteilung  
Wirtschaftliche Lage

23. / 24.05.2022
Eurogruppe/ECOFIN

04. / 05.04.2022
Eurogruppe/ECOFIN

06.04.2022
Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe (Februar)

07.04.2022
Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Februar)

13.04.2022
Pressemitteilung  
Wirtschaftliche Lage

27.04.2022
Frühjahrsprojektion der 
Bundesregierung

DIE „SCHLAGLICHTER“  ALS ABONNEMENT

Der Monatsbericht des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie ist nicht nur als Druckexemplar, sondern auch 
als elektronischer Newsletter verfügbar. Für ein Abonne-
ment können Sie sich unter folgender Adresse registrieren: 
www.bmwk.de/abo-service

Darüber hinaus stehen die Ausgaben des Monatsberichts 
sowie einzelne Beiträge aus älteren Ausgaben auf der 
Homepage des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie unter folgender Adresse zur Verfügung:
www.bmwk.de/schlaglichter

Haben Sie Fragen oder Anregungen zu den „Schlag lichtern“ 
bzw. einzelnen Artikeln? Dann wenden Sie sich gern an: 
schlaglichter@bmwk.bund.de

03.06.2022
Handelsrat sowie TK-/Digitalrat 
(Luxemburg)

07.06.2022
Auftragseingang im Verarbeitenden 
Gewerbe (April)

08.06.2022
Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (April)

09.06.2022
WBF-Rat (Luxemburg)

13.06.2022
Pressemitteilung 
Wirtschaftliche Lage

16. / 17.06.2022
Eurogruppe/ECOFIN

23. / 24.06.2022
Europäischer Rat (Brüssel)

27.06.2022
Energierat (Luxemburg)

28.06.2022
Umweltrat (Luxemburg)

A P R I L 
2022

M A I 
2022

J U N I 
2022
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I M S C H LU S S Q UA RTA L 2021 I S T DA S B RU T TO-
INLANDSPRODUKT UM 0,3 % ZURÜCKGEGANG E N, 
WÄ H R E N D ES  I M G ES A M TJA H R 2021 U M 2,9  % 
Z U L EG T E.Der russische Angriffskrieg in der Ukraine 
birgt substanzielle Risiken für die deutsche Konjunktur. 
Die Auswirkungen lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht seriös beziffern. Sie hängen stark von der 
Dauer und der Intensität des Konflikts ab.  

Seit Beginn der militärischen Invasion hat es extreme 
Preissteigerungen bei Energie und Rohstoffen gegeben. 
Auch Handelsströme und Lieferkettenbeziehungen sind 
stark beeinträchtigt. Die Unsicherheit über die weitere 
wirtschaftliche Entwicklung bleibt hoch. 

Da die gängigen Konjunkturindikatoren mit einem zeitli-
chen Verzug von ein bis zwei Monaten veröffentlicht 
werden, ist der Krieg in der Ukraine in ihnen noch nicht 
abgebildet. Zuletzt (also mit Berichtsstand Januar) 
zeigten die Indikatoren eine weitere Stabilisierung der 
Industriekonjunktur, während die Entwicklung der 
Dienstleistungsbereiche weiterhin durch den Pandemie-
verlauf geprägt war. 

S OWO H L I M G ES A M T E N P R O D U Z I E R E N D E N 
GEWERBE (+2,7 %) ALS AUCH IN DER INDUSTRIE 
(+1,3  %)  H AT S IC H DI E  P R O D U K T IO N M I T 
IHREM VIERTEN KO N S E K U T I V E N ANSTIEG WEI-
T E R S TA BI L I S I E RT. Auch die Auftragseingänge im 
Verarbeitenden Gewerbe legten mit einem Plus von 1,8 % 
erneut zu. Der Krieg in der Ukraine bringt allerdings die 
Gefahr einer erneuten Verschärfung von Lieferengpäs-
sen und einer einhergehenden Bremsung der konjunktu-
rellen Entwicklung mit sich.  

DI E  U M S ÄT Z E I M E I N Z E L H A N D E L S I N D I M 
JA N UA R T R OT Z W E I T E R H I N G E LT E N D E R 2G- 
R EG E L N G ES T I EG E N, N AC H D E M ES I M 
 D E Z E M B E R ZU EINEM DEUTLICHEN RÜCKGANG 
GEKOMMEN WAR. Das Vorkrisenniveau vom Februar 
2020 wurde zuletzt wieder spürbar überschritten. In den 
kommenden Monaten dürfte die von den Energiepreisen 
getriebene Inflationsrate den privaten Konsum belasten.  

DI E  I N F L AT IO N S R AT E S T I EG VON ZUVOR 4,9 % 
AUF 5,1 % IM FEBRUAR AN. Die Preise für Energie und 
auch für Nahrungsmittel trugen maßgeblich zu dem 
weiterhin starken Auftrieb des Preisniveaus bei. Die Kern-
rate, bei der diese beiden volatilen Preiskomponenten 
herausgerechnet werden, veränderte sich kaum. Die 
Preissteigerungen aufgrund der Eskalation des Russ-
land-Ukraine-Konflikts bildet die Inflationsrate bislang 
aber nur teilweise ab.  

A M A R B E I T S M A R K T H I E LT DI E  P O S I T I V E E N T-
W IC K LU N G I M F E B RUA R A N. Der russische Angriff 
auf die Ukraine wird sich hier erst zeitverzögert zeigen. 
Im Februar reduzierte sich die registrierte Arbeitslosig-
keit saisonbereinigt erneut spürbar und die Erwerbstä-
tigkeit hat im Januar saisonbereinigt abermals kräftig 
zugenommen. Die Kurzarbeit ging im Dezember weiter 
leicht auf rund 0,6 Millionen Personen zurück.  

AU C H I M Z W E I T E N CO R O N A-JA H R WA R DI E 
Z A H L D E R U N T E R N E H M E N S I N S O LV E N Z E N 
RÜ C K L ÄU F IG. Mit knapp 14.000 Insolvenzen wurde 
das Vorkrisenniveau um 25 % unterschritten. Einen 
Rückgang gab es 2021 unter anderem im Gastgewerbe 
(-22 %),  im Handel (-14 %) sowie im Bereich Kunst, 
 Kultur und Unterhaltung (-21 %).  

IN KÜRZE

DIE WIRTSCHAFTLICHE L AGE IN 
DEUTSCHL AND IM MÄRZ 20221

1          In diesem Bericht werden Daten genutzt, die bis zum 15. März 2022 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um 
 Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie kalender- und saisonbereinigter Daten. 
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D ie deutsche Wirtschaftsleistung ist im 
Schlussquartal 2021 gemäß der jüngsten 
Meldung des Statistischen Bundesamts 

um 0,3 % zurückgegangen. Der Rückgang war 
 weniger stark als ursprünglich befürchtet, weshalb 
das Jahresergebnis 2021 um weitere 0,1 Prozent-
punkte auf 2,9 % aufwärts korrigiert wurde.

ROBUSTE INDUSTRIEKONJUNKTUR MIT 
 UNKLAREN AUSSICHTEN AUFGRUND DES 
KRIEGES IN DER UKRAINE

Die wirtschaftliche Entwicklung im laufenden 
Jahr steht seit wenigen Wochen ganz im Zeichen 
des russischen Angriffskriegs in der Ukraine. Die 
beschlossenen Sanktionen treffen vor allem die 
russische Wirtschaft. Aber auch deutsche Unter-
nehmen sind betroffen, wenn bestehende Han-
delspartner wegbrechen oder Lieferketten unter-
brochen werden. Die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland spüren den Konflikt vor allem an den 
stark gestiegenen Energiepreisen. Die hohen In-
flationsraten dürften den privaten Konsum im 
Jahresverlauf dämpfen. Ebenso dürfte die gestie-
gene Unsicherheit zu Investitionszurückhaltung 
und einem negativen Effekt auf den Welthandel 
führen. Wie groß diese Effekte sind und was sie 
für die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 
bedeuten, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
seriös  beziffern. Die in der Konjunkturberichter-

stattung genutzten Indikatoren zur Einschätzung 
der wirtschaftlichen Lage haben nämlich einen 
zeitlichen Nachlauf von ein bis zwei Monaten. Die 
aktuellsten Indikatoren sind vom Stand Ende Ja-
nuar.  Damals zeigte sich die deutsche Industrie-
konjunktur in guter Verfassung: So stieg die Indus-
trieproduktion im Januar erneut, nachdem sie 
bereits in den drei vorangegangenen Monaten 
zulegen konnte. Damit schien die Industrie zu-
nehmend besser mit den Lieferengpässen bei wich-
tigen Vorleistungen und Rohstoffen zurecht zu 
kommen. Dementsprechend hatte sich auch die 
Stimmung in den Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes weiter aufgehellt. Auch der Boom 
am Arbeitsmarkt setzte sich fort: Die registrierte 
 Arbeitslosigkeit sank im Februar weiter, die  Er- 
werbstätigkeit nahm im Januar zu. Gleichzeitig er-
holten sich die Einzelhandelsumsätze nach  einem 
schwachen Weihnachtsgeschäft. 

BRUTTOINLANDSPRODUKT

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)
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EINKAUFSMANAGERINDEX WELT 
J.P.MORGAN/IHS MARKIT

Quellen: J.P. Morgan/IHS Markit, Macrobond

Die Stimmung bei den Unternehmen stieg im Fe-
bruar hingegen. So verbesserte sich der Einkaufs-
managerindex von J. P. Morgan/IHS Markit im 
Februar erstmals seit November wieder und er- 
reichte 53,4 Punkte. Der Teilindex für den Dienst-
leistungssektor stieg besonders stark von 51,0 auf 
53,9 Punkte, während die Industrie einen modera-
ten Anstieg von 53,2 auf 53,6 Punkte verzeichnete. 
Beide Teilindizes bewegen sich damit deutlich 
oberhalb der Wachstumsschwelle von 50 Punkten. 
Am aktuellen Rand dürften die weiteren Aussich-
ten aufgrund des Krieges in der Ukraine allerdings 
deutlich gedämpft ausfallen.

Ein Grund zur Sorge bleibt jedoch die Inflations-
rate: Sie lag im Februar 2022 bei 5,1 %, maßgeblich 
getrieben durch einen weiteren Anstieg der Ener-
giepreise. Die weitere Preisniveauentwicklung lässt 
sich kaum verlässlich vorhersagen, weil weder die 
Dauer noch Ausgang des Krieges zurzeit absehbar 
sind. Da Deutschland große Teile seines Gasbedarfs 
aus Russland importiert, sind die Preise für diesen 
Energieträger eng an die Entwicklung des Krieges 
Russlands gegen die Ukraine gekoppelt. Zwar deu-
ten Terminkontrakte zuletzt auf eine gewisse Ent-
spannung bei den Energiepreisen im Zeitverlauf hin, 
allerdings ausgehend von einem stark schwanken-
den und sehr hohen Niveau. Deutschland wird im 
Jahr 2022 deutlich mehr für Energie bezahlen müs-
sen als in den  Vorjahren. Da die Preisniveauentwick-
lung durch Lieferengpässe bei wichtigen Vorpro-
dukten im Vorfeld der aktuellen Höchststände der 
Energiepreise bereits sehr dynamisch verlief, sind 
auch in den nächsten Monaten deutlich erhöhte 
Inflationsraten zu erwarten. 

WELTWIRTSCHAFT LEGT BIS  
ZULETZT WEITER ZU

Der globale Warenhandel stieg im Dezember um 
1,1 % gegenüber dem Vormonat und damit zum 
dritten Mal in Folge. Die globale Industrieproduk-
tion wurde im Dezember ebenfalls um +1,2 % deut-
lich ausgeweitet, wenngleich das Verarbeitende 
Gewerbe weltweit weiterhin von Knappheiten be-
troffen ist. Entgegen dieser positiven Entwicklung 
in der Industrie dürften sich die Dienstleistungs-
bereiche vor dem Hintergrund zusätzlicher Pan-
demie-Eindämmungsmaßnahmen zu Beginn des 
Jahres etwas schwächer entwickelt haben. Der 
OECD Composite Leading Indicator ging dement-
sprechend im Januar und Februar erneut zurück. 
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in Milliarden Euro, kalender- und saisonbereinigt

Quelle: Zahlungsbilanzstatistik Deutsche Bundesbank (BBK)

EIN-UND AUSFUHREN (WAREN & DIENSTLEISTUNGEN)

AUSSENHANDEL*

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.

WARENHANDEL UND DIENSTLEISTUNGEN (Zahlungsbilanzstatistik)
Veränderung gegen Vorperiode in % (saisonbereinigt)

AUSFUHR 2,1 5,2 2,0 0,6 -5,5
EINFUHR 4,2 7,6 2,6 2,3 -4,9

AUSSENHANDEL MIT WAREN NACH LÄNDERN (Außenhandelsstatistik) 
Veränderung gegen Vorjahr in % (Ursprungswerte) 

AUSFUHR 11,1 11,9 12,3 15,5 11,0
Eurozone 13,9 16,6 14,6 23,2 8,4

EU-Nicht-Eurozone 14,0 14,5 13,7 21,9 6,7
Drittländer 8,0 7,4 10,1 8,0 15,0

EINFUHR 15,8 21,7 19,9 28,1 25,6
Eurozone 16,4 23,2 21,6 29,0 20,0

EU-Nicht-Eurozone 7,1 9,1 8,1 14,6 8,1
Drittländer 18,7 25,5 23,4 32,5 36,1

* Angaben in jeweiligen Preisen
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

DEUTSCHER AUSSENHANDEL  
GEHT IM JANUAR ZURÜCK

Entgegen der positiven weltwirtschaftlichen Ent-
wicklung korrigieren die deutschen Waren- und 
Dienstleistungsexporte im Januar laut Meldung der 
Deutschen Bundesbank ihr Wachstum des Schluss-
quartals 2021 deutlich. Gegenüber dem Vormonat 
gingen die Ausfuhren saisonbereinigt und in jewei-
ligen Preisen um 5,5 % zurück  (Dezember: +0,6 %). 
Bei einer Zunahme der Ausfuhrpreise um 1,6 % 
fällt der Rückgang der  Exporte preisbereinigt noch 
deutlicher aus. Die Waren- und Dienstleistungsim-
porte gingen im Januar gegenüber dem Vormonat 
nominal und saisonbereinigt ebenfalls um kräftige 
4,9 % zurück  (Dezember: +2,3 %). Auch hier fällt der 
preisbereinigte Rückgang vor dem Hintergrund 
deutlich steigender Einfuhrpreise stärker aus. 

In den Frühindikatoren zur Außenwirtschaft 
auf nationaler Ebene zeichnete sich vor dem rus-
sischen Einmarsch in die Ukraine eine weitere Er-
holung ab: Die Auftragseingänge aus dem Ausland 
stiegen kräftig an, während sich die ifo  Export- 
erwartungen für das Verarbeitende Gewerbe im 
Februar kaum verändert haben. Zuletzt rechnete 
noch knapp ein Viertel der Unternehmen mit einer 
verbesserten Lage bis Mai 2022. Die  aktuelle In-
dikatorenlage spiegelt somit die Auswirkungen 
der Russland-Ukraine-Konflikts noch nicht wider. 
Der weitere Ausblick für den deutschen Außen-
handel fällt vor diesem Hintergrund deutlich ge-
trübt aus. 
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INDUSTRIE

VERÄNDERUNG GEGEN VORZEITRAUM IN % 
(Volumen, saisonbereinigt)

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.
PRODUKTION
Insgesamt -2,4 2,0 0,5 2,2 1,3

Vorleistungsgüter -2,3 -0,1 0,8 1,3 0,3
Investitionsgüter -4,0 5,0 -0,1 4,4 1,2
Konsumgüter 1,6 -0,1 1,4 -0,7 4,0

UMSÄTZE
Insgesamt -2,8 4,3 4,3 0,7 1,8

Inland -1,9 2,5 3,4 0,7 2,6
Ausland -3,6 6,0 5,2 0,6 0,9

AUFTRAGSEINGÄNGE
Insgesamt 1,2 -4,2 3,6 3,0 1,8

Inland -3,3 -0,3 -0,7 11,4 -8,3
Ausland 4,4 -6,7 6,5 -2,4 9,4
Vorleistungsgüter -2,3 -0,7 1,9 3,4 -2,6
Investitionsgüter 3,7 -7,3 4,7 2,5 5,5
Konsumgüter -0,1 3,8 2,7 5,8 -4,6

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

Volumenindex (2015 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

PRODUKTION IM PRODUZIERENDEN 
GEWERBE NACH WIRTSCHAFTSZWEIGEN

DIE STABILISIERUNG IN DER INDUSTRIE 
SETZT SICH FORT

Im Januar ist die Produktion im Produzierenden 
Gewerbe im Vormonatsvergleich um 2,7 % gestie-
gen. Hier spielte insbesondere die Erholung des 
im Vormonat rückläufigen Baugewerbes (+10,1 %) 
eine maßgebliche Rolle. Die Industrieproduktion 
wirkte mit einem Wachstum von 1,3 % ebenfalls 
stützend.

In Folge von Nachmeldungen im Vormonat 
markierte der Januar sowohl bei der Gesamt- als 
auch bei der Industrieproduktion das vierte Plus 
in Folge. Während die Produktion im Bereich Kfz 
und Kfz-Teile kontrahierte (-3,1 %), trug vor allem 
der gewichtige Maschinenbau (+9,9 %) zur positi-
ven Entwicklung bei. Zuwächse in den Bereichen 
Nahrungs- und Futtermittel (+11,7 %) und der Re-
paratur und Installation von Maschinen (+11,5 %) 
stärkten die Aufwärtsbewegung. Im Januar sind die Auftragseingänge im Verarbei-

tenden Gewerbe gegenüber dem Vormonat eben-
falls erneut gestiegen (+1,8 %). Die Bestellungen 
von Investitionsgütern nahmen kräftig zu  (+5,5 %), 
während die Nachfrage nach Vorleistungsgütern 
(-2,6 %) und Konsumgütern (-4,6 %) rückläufig 
war. Ohne die Berücksichtigung von Großauf-
trägen fiel der allgemeine Anstieg mit 0,8 % etwas 
geringer aus.

Das Plus entstammte vorwiegend Ländern 
außerhalb der Eurozone (+17,0 %). Im Gegensatz 
dazu schrumpfte die Nachfrage sowohl im Inland 
(-8,3 %), als auch im Rest des Euroraums (-2,6 %). 
Insbesondere der Kfz und Kfz-Teile Bereich 
(+2,5 %) profitierte von einer höheren Nachfrage, 
während die Bestellungen im Maschinenbau et-
was sanken (-1,6 %).

Zusammen mit der abermals gestiegenen 
Produktion sollte der erneute Zuwachs der Auf-
tragseingänge für eine weitere Stabilisierung der 
Konjunktur sprechen. Allerdings erscheint es an-
gesichts des russischen Krieges in der Ukraine 
unsicher, inwiefern sich Lieferengpässe bei wich-
tigen Vorleistungsgütern und Rohstoffen wieder 
verschärfen könnten. Der Konflikt birgt somit das 
Risiko einer verzögerten Abarbeitung des nach wie 
vor hohen Auftragsbestandes und damit einer 
merklichen Dämpfung der konjunkturellen Ent-
wicklung.
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EINZELHANDELSUMSATZ OHNE HANDEL MIT KFZ
Volumenindex 2015 = 100, saisonbereinigt

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

VERBRAUCHERPREISINDEX

Veränderung in % ggü. Vormonat ggü. Vorjahresmonat
Jan. Feb. Jan. Feb.

Insgesamt 0,4 0,9 4,9 5,1
Insgesamt ohne Energie und  
Nahrungsmittel (Kerninflation)

-0,7 0,6 2,9 3,0

Nahrungsmittel 1,6 1,0 5,0 5,3

Wohnung, Betriebskosten 2,4 0,8 5,2 5,8

Gesundheitspflege 0,2 0,1 0,9 0,8

Verkehr 1,2 1,6 10,6 11,2

Nachrichtenübermittlung 0,3 -0,1 -0,1 -0,1

Freizeit, Unterhaltung, Kultur -5,6 1,9 5,4 4,8

Bildungswesen 0,7 0,1 1,8 1,7

Beherbergungs- u. 
Gaststättendienstl.

0,7 0,6 4,4 5,1

Energie 7,3 3,1 20,5 22,5

   Kraftstoffe 4,1 4,3 29,3 30,2

Dienstleistungen -1,0 0,5 2,9 2,8
Insgesamt (saisonbereinigt) 1,1 0,5 - - 

Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

EINZELHANDELSUMSATZ DEUTLICH 
GESTIEGEN

Im Einzelhandel ohne Kfz sind die Umsätze im 
Januar gegenüber dem Vormonat trotz weiterhin 
geltender 2G-Regeln um 1,4 % gestiegen, nachdem 
sie im Dezember deutlich um 4,1 % zurückgegan-
gen waren. Damit lagen die Umsätze zuletzt um 
3,7 % über ihrem Niveau im Vorkrisenmonat Feb-
ruar 2020. Der Internet- und Versandhandel ver-
zeichnete im Januar eine leichte Abnahme seines 
Umsatzes um 0,3 %. Die Neuzulassungen von Pkw 
durch private Halter stagnierten im Februar, nach 
einem Rückgang von 5,5 % im Januar. 

Nachdem bislang vor allem der Pandemie-
verlauf die Entwicklung des privaten Verbrauchs 
belastet hat, treten nun die hohe Inflationsrate und 
die Unsicherheit aufgrund des Krieges in der Uk-
raine in den Vordergrund. In die beiden gängigen 
Frühindikatoren sind die jüngsten Ereignisse aber 
noch nicht eingeflossen, sie bieten zudem ein un-
einheitliches Bild: So haben sich die ifo Geschäfts-
erwartungen im Einzelhandel im Februar per Sal-
do weiter aufgehellt. Für das GfK Konsumklima 
werden indes für März Einbußen prognostiziert.

Das Niveau der Verbraucherpreise hat sich 
im Februar gegenüber dem Vormonat um 0,9 % 
erhöht (Januar: +0,4 %). Die Inflationsrate, also die 
Preisniveauentwicklung gegenüber dem Vorjahr, 
erhöhte sich im Februar um 0,2 Prozentpunkte auf 
5,1 %. Ausschlaggebend hierfür sind insbesondere 
deutliche Steigerungen bei den Preisen für Energie 
(+22,5 %; zuvor +20,5 %) und auch bei Nahrungs-
mitteln (+5,3 %; zuvor +5,0 %). Die weitere Entwick-
lung des Krieges in der Ukraine wird die Energie-

preise maßgeblich beeinflussen. So ist der Preis für 
Rohöl, einer der wichtigsten  Indikatoren, vor dem 
Hintergrund des russischen Einmarsches in die 
Ukraine zunächst auf fast 130 US-Dollar je Barrel 
geklettert. Aktuell liegt dieser bei rund 110 US-
Dollar je Barrel. Dies sind Höchststände, die seit 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/08 nicht 
mehr beobachtet  wurden. Eine rasche Entspan-
nung ist aktuell nicht absehbar. Die Kerninflations-
rate (ohne Energie und Nahrungsmittel) lag im Fe-
bruar bei 3,0 %. 
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ARBEITSMARKT

Arbeitslose (SGB II und III)
3.Q. 4.Q. Dez. Jan. Feb.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,545 2,341 2,330 2,462 2,428
ggü. Vorjahr in 1.000 -360 -381 -378 -439 -476

ggü. Vorperiode in 1.000 * -177 -117 -29 -48 -33
Arbeitslosenquote 5,5 5,1 5,1 5,4 5,3

ERWERBSTÄTIGE (Inland)

3.Q. 4.Q. Nov. Dez. Jan.

in Mio. (Ursprungszahlen) 45,1 45,4 45,5 45,3 45,1
ggü. Vorjahr in 1.000 294 434 452 506 636
ggü. Vorperiode in 1.000 * 201 166 64 56 80

SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIG BESCHÄFTIGTE

3.Q. 4.Q. Okt. Nov. Dez.

in Mio. (Ursprungszahlen) 34,0 34,4 34,4 34,5 34,3
ggü. Vorjahr in 1.000 515 561 511 569 603
ggü. Vorperiode in 1.000 * 166 190 45 96 82

* kalender- und saisonbereinigte Angaben
Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)

ARBEITSLOSIGKEIT UND 
UNTERBESCHÄFTIGUNG (in 1.000)

Quellen: Bundesagentur für Arbeit (BA), IAB, Deutsche Bundesbank (BBK)

BIS IN DEN FEBRUAR HINEIN POSITIVE 
ENTWICKLUNG AM ARBEITSMARKT

Auf dem Arbeitsmarkt hielt die positive Tendenz 
weiter an. Der Überfall Russlands auf die Ukraine 
dürfte sich am Arbeitsmarkt erst mit Zeitverzö-
gerung auswirken. Arbeitslosigkeit und Unter-
beschäftigung verringerten sich im Februar sai-
sonbereinigt erneut um 33.000 beziehungsweise 
35.000 Personen. In Ursprungswerten verringerte 
sich die Arbeitslosigkeit um 34.000 auf 2,43 Mil-
lionen Personen. Im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat waren 476.000 Personen weniger arbeitslos 
gemeldet. Auch bei Erwerbstätigkeit und sozial-
versicherungspflichtiger Beschäftigung setzte sich 
der positive Verlauf fort. Die Erwerbstätigkeit ex-
pandierte im Januar saisonbereinigt deutlich um 
80.000 Personen. In Ursprungswerten waren damit 
45,1 Millionen Menschen erwerbstätig, 636.000 
Personen mehr als im Vorjahresmonat. Im Dezem-
ber erhöhte sich die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung ebenfalls deutlich um 82.000 Per-
sonen gegenüber dem Vormonat. Die Kurzarbeit 
ging laut Hochrechnungen der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) im Dezember erneut leicht zurück 

52
S

C
H

L
A

G
L

IC
H

T
E

R
 A

P
R

IL
 2

02
2

K O N J U N K T U R



Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK), ifo Institut 

Monate, saisonbereinigt 

ifo BESCHÄFTIGUNGSBAROMETER UND ERWERBSTÄTIGE (INLAND)

und lag bei rund 0,6 Millionen Personen. Nach BA-
Schätzungen sollte sich die Zahl im Februar kaum 
verändern. Die Anzeigen dürften im Februar eher 
rückläufig gewesen sein. Die Frühindikatoren von 
ifo und IAB deuteten einen positiven Ausblick für 
den Arbeitsmarkt an. Beim IAB-Arbeitsmarktba-
rometer verbesserten sich beide Teilkomponenten 
für Arbeitslosigkeit und Beschäftigung. Das ifo-
Barometer zeigte eine deutlich gestiegene Ein-
stellungsbereitschaft, wobei nahezu alle Branchen 
neue Arbeitskräfte suchten. Die Umfragen von IAB 
und ifo fanden aber vor dem russischen Angriff auf 
die Ukraine statt.

AUCH IM ZWEITEN KRISENJAHR WENIGER 
INSOLVENZEN

Im Jahr 2021 gab es laut Statistischem Bundes-
amt knapp 14.000 Unternehmensinsolvenzen, et-

wa 12 % weniger als im Vorjahr. Dies entspricht 46 
Insolvenzen je 10.000 Unternehmen. Das Vorkri-
senniveau wird damit um 25 % unterschritten.

Insgesamt waren im vergangenen Jahr 75.000 
Arbeitnehmer von einer Insolvenz betroffen. Die 
Gläubigerforderungen summierten sich auf 48 Mil-
liarden Euro. Rückgänge bei den Unternehmensin-
solvenzen gab es unter anderem im Gastgewerbe 
(22 %), im Handel (14 %) sowie im Bereich Kunst, 
Kultur und Unterhaltung (21 %), was maßgeblich 
auf die umfangreichen, staatlichen Stützungsmaß-
nahmen zurückzuführen sein dürfte. 

Frühindikatoren deuten auch für das erste 
Quartal 2022 keinen Anstieg der Unternehmens-
insolvenzen an. Experten rechnen auch für das Ge-
samtjahr mit geringen Nachholeffekten. Der Krieg 
in der Ukraine stellt ein zusätzliches Risiko für Unter-
nehmen dar, das aktuell  allerdings noch kaum ein-
schätzbar ist.
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F ür das erste Quartal 2022 prognostiziert der 
Nowcast einen saison- und kalenderberei-
nigten Anstieg des Bruttoinlandsprodukts 

von 1,9 %. Der Nowcast liefert eine täglich aktua-
lisierte, rein technische, zeitreihenanalytische Pro-
gnose der Wirtschaftsleistung unabhängig von der 
Bundesregierung und dem BMWK. Das Statistische 
Bundesamt veröffentlicht erst Ende April 2022 ers-
te amtliche Ergebnisse zur tatsächlichen wirtschaft-
lichen Entwicklung des ersten Vierteljahrs 2022.  

Der Verlauf des Schätzwerts kann durch die auf 
der rechten Seite abgebildete Grafik nachvollzogen 
werden. So hat sich seit Januar der Nowcast-Wert 
merklich verbessert, weil sich wichtige Indikatoren 
wie Auftragseingänge, Produktion, Umsätze sowie 
Geschäftsklima verbessert haben und nicht zuletzt 
auch positive Nachrichten zur europäischen Kon-
junktur gemeldet wurden. 

Das Modell zur Prognose des deutschen Bruttoinlandsprodukts 
wird von Now-Casting Economics Ltd. betrieben. Der hier v er-
öffentlichte Nowcast ist eine rein technische, modellbasierte 
 Prognose. Die Schätzungen sind mit einer hohen statistischen 
Unsicherheit behaftet, die mit Modellprognosen immer einher-
geht. Es handelt sich bei dem Nowcast weder um die Prognose  
des BMWK noch um die offizielle Projektion der Bundesregierung. 

DAS MODELL

Aus fachlicher Sicht erscheint das von dem Modell 
prognostizierte BIP-Wachstum im ersten Quartal 
2022 aber als optimistisch. Der Grund dafür ist, dass 
die dem Prognosemodell zugrundeliegenden In-
dikatoren die Eskalation im Russland-Ukraine-
Konflikt noch nicht widerspiegeln. Insofern spie-
gelt der Nowcast die positive Quartalsentwicklung 
vor dem militärischen Konflikt in der Ukraine 
wider. Die wirtschaftlichen Auswirkungen des rus-
sischen Überfalls auf die Ukraine werden sich erst 
in den kommenden Monaten immer mehr im Now-
cast niederschlagen. Am aktuellen Rand sind vor 
allem enorme Anstiege bei den Energiepreisen und 
schmerzhafte Störungen der internationalen Lie-
ferketten zu beobachten. Vor diesem Hintergrund 
ist bereits jetzt davon auszugehen, dass merkliche 
Abschläge bei den Wachstumserwartungen erfol-
gen dürften.

BIP-NOWCAST FÜR 
DAS 1. QUARTAL 2022

D E R N OWC A S T F Ü R DI E  S A I S O N- U N D 
K A L E N DERBEREINIGTE VERÄNDERUNGSRATE 
DES BIP BETRÄGT PLUS 1,9 % FÜR DAS ERSTE 
QUARTAL 2022 (STAND 14. MÄRZ).1 

IN KÜRZE 

1          Für nähere Erläuterungen zur Methode, den verwendeten Daten und der Interpretation des Modells siehe Senftleben und Strohsal (2019): 
„Nowcasting: Ein Echtzeit-Indikator für die Konjunkturanalyse“, Schlaglichter der Wirtschaftspolitik, Juli 2019, Seite 12-15, und Andreini, 
Hasenzagl, Reichlin, Senftleben und Strohsal (2020): „Nowcasting German GDP“, CEPR DP14323.
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ENTWICKLUNG DES BIP-NOWCAST FÜR DAS ERSTE QUARTAL 2022 IN % 

Quelle: Now-Casting Economics Ltd.
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D as Statistische Bundesamt hat am 25. Feb-
ruar 2022 detaillierte Daten zum Brutto-
inlandsprodukt (BIP) im vierten Quartal 

2021 veröffentlicht. Demnach nahm das preis-, 
kalender- und saisonbereinigte BIP mit einer Ver-
änderungsrate von 0,3 % gegenüber dem Vorquartal 
ab. Nach dem Pandemiewinter 2021 hatte sich das 
BIP im zweiten (+2,2 %) und dritten (+1,7 %) Quartal 
2021 zunächst deutlich erholen können. Dies wur-
de vor allem durch einen Boom des privaten Kon-
sums nach dem Winter-Lockdown begünstigt. Die-
ser Trend wurde im vierten Quartal 2021 jedoch 
abrupt gestoppt, da die Omikron- Welle zu hohen 
Infektionszahlen und neuen Kontaktbeschränkun-
gen führte. Insbesondere Handel, Gaststätten und 
körpernahe Dienstleistungen wurden dadurch aus-
gebremst. Die Industrie konnte ihre Produktion hin-
gegen – nach drei negativen Quartalen infolge – 
wieder steigern. Dies kann als erstes Anzeichen 
dafür interpretiert werden, dass sich die seit circa 
einem Jahr bestehenden Lieferengpässe bei Vorleis-
tungsgütern im Schlussquartal 2021 sukzessive ent-
spannten.  

Mit der aktuellen Veröffentlichung wurde das 
vierte Quartal gegenüber der Schnellmeldung vom 
28. Januar (-0,7 %) merklich aufwärtsrevidiert. Die 
BIP-Entwicklung zum Ende des Jahres 2021 ist auch 
relevant für das BIP-Wachstum im Jahr 2022, da sie 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) sank im vierten 
Quartal 2021 leicht um 0,3 %.

Die Bruttowertschöpfung in der Industrie konnte 
nach drei schwachen Quartalen erstmals wieder 
zulegen (+1,8 %). 

Der Dienstleistungssektor wurde durch die 
Omikron- Welle erneut zurückgeworfen (-2,1 %).

Da die Dienstleistungsbereiche rund 70 % der 
Wertschöpfung ausmachen, ergibt sich im Saldo 
eine leicht negative Veränderungsrate des BIP  
im vierten Quartal.  

Im Gesamtjahr 2021 ist die deutsche Volkswirt-
schaft um 2,9 % gewachsen.

IN KÜRZE

DIE WIRTSCHAFTLICHE ENT WICKLUNG 
IM 4. QUARTAL 2021

das Ausgangsniveau bestimmt, von dem die deut-
sche Volkswirtschaft ins neue Jahr startet. In der 
Jahresprojektion vom 26. Januar 2022 ging die Bun-
desregierung davon aus, dass das BIP im Jahr 2022 
um 3,6 % wächst. Mit der nun erfolgten Aufwärts-
revision der Datenbasis wäre die Einschätzung der 
Bundesregierung – für sich genommen – gut nach 
unten abgesichert. Andererseits sorgt Russlands 
Angriffskrieg auf die Ukraine für zusätzliche subs-
tanzielle konjunkturelle Risiken, deren Auswirkun-
gen zum jetzigen Zeitpunkt nur schwer abzusehen 
sind. Am 27. April legt die Bundesregierung mit der 
Frühjahrsprojektion eine neue Einschätzung zur 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung vor. 

INDUSTRIEPRODUKTION ERHOLT SICH, 
BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IM MINUS

Insgesamt ist die Bruttowertschöpfung im vierten 
Quartal 2021 gegenüber dem dritten Quartal um 
0,9 % zurückgegangen. Es kam dabei zu einer Um-
kehr des Trends der vorangegangenen Quartale: So 
konnte die Bruttowertschöpfung in der Industrie 
nach drei negativen Quartalen in Folge wieder deut-
lich zulegen (+1,8 %). Auch das Baugewerbe 
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ECKWERTE DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND

Veränderung  
4. Q. 21  

gg. 4. Q. 20

Saison- und kalenderbereinigte Entwicklung 1

4. Q. 20 1. Q. 21 2. Q. 21 3. Q. 21 4. Q. 21
in % Veränderung gg. Vorquartal in % (Verlauf)

VERWENDUNG DES BIP
preisbereinigt (real), Kettenindizes (2010 = 100)

Private Konsumausgaben 2 2,6 -2,7 -5,2 3,7 6,0 -1,8
Konsumausgaben des Staates 2,0 0,8 -1,1 5,1 -2,8 1,0

Bruttoanlageinvestitionen -1,5 2,4 -0,5 1,3 -2,9 0,5
Ausrüstungen -2,6 1,9 -0,4 0,6 -3,9 0,9

Bauten -1,6 2,9 0,2 1,7 -3,6 0,0
Sonstige Anlagen 0,8 1,7 -2,6 1,1 0,9 1,3

Vorratsveränderung 3,4 1,4 0,5 2,1 -0,6 0,0 0,1

Inländische Verwendung 3,0 -0,3 -1,0 2,8 1,7 -0,5
Exporte 8,2 4,6 1,9 1,1 0,0 4,8
Importe 12,2 2,7 4,3 2,3 -0,1 5,1

Außenbeitrag 4 -1,0 1,0 -0,8 -0,4 0,1 0,2

BRUTTOINLANDSPRODUKT (real) 1,8      0,7    -1,7      2,2     1,7    -0,3

PREISENTWICKLUNG (2010 = 100)

Private Konsumausgaben 2 4,5 0,6 2,2 0,3 0,8 1,2
Bruttoinlandsprodukt 4,9 0,4 1,6 -0,1 2,3 1,0

absolut Veränderung gg. Vorquartal

ERWERBSTÄTIGE (Inland) in Tsd. 434 26 -38 112 195 157

1 Kalender- und Saisonbereinigung des Statistischen Bundesamtes
2 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck
3 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen
4 Absolute Veränderung der Vorräte und des Außenbeitrags in % des BIP des Vorjahres (= Beitrag zur Zuwachsrate des BIP)

Stand: 24.02.2022 
Quellen: Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (BBK)
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10 % hohe Einbußen zu verzeichnen. Die Wert-
schöpfung im zusammengefassten Bereich „Han-
del, Verkehr, Gastgewerbe“ sank indes mit einer 
Rate von minus 1,6 %.

PRIVATER KONSUM ZIEHT BIP INS MINUS – 
ANDERE BEREICHE STÜTZEN

Der Rückgang im vierten Quartal 2021 wurde vor 
allem durch ein Verwendungsaggregat verursacht: 
Der private Konsum lag mit minus 1,8 % deutlich 
im negativen Bereich. Durch weitgehende Zu-
gangsbeschränkungen für Ungeimpfte waren für 
einen Teil der Bevölkerung viele Konsumausgaben 
schlichtweg nicht mehr möglich. Der Staat hinge-
gen  erhöhte seine Konsumausgaben um 1 %. Aus-
schlaggebend dürften die Kosten für die Booster-
Impfkampagne sowie die Wiedereröffnung vieler 
Testzentren gewesen sein. 

verzeichnete nach einem sehr schlechten dritten 
Quartal wieder ein Plus (+1,6 %). Dies ist ein erstes 
Anzeichen dafür, dass sich der Engpass bei Vor-
leistungsgütern im vierten Vierteljahr allmählich 
auflöst. Da viele Unternehmen in Umfragen jedoch 
immer noch von Knappheiten berichten, kann es 
auch sein, dass Lerneffekte oder die Neuorganisa-
tion der Beschaffung die jetzige Ausweitung der 
Produktion ermöglicht haben – trotz bestehenden 
Engpässen. Der gewichtige Kfz-Bereich, der be-
sonders unter einer Knappheit bei Halbleitern 
litt, konnte die Produktionszahlen zum Jahres-
ende hin deutlich ausweiten – wenn auch von 
niedrigem Niveau aus.

Die Dienstleistungsbereiche konnten ihr 
Wachstum aus den Sommerquartalen im vierten 
Quartal 2021 hingegen nicht fortsetzen. Die Omi-
kron-Welle und die zur Bekämpfung des Virus er-
lassenen Zugangsbeschränkungen wie zum Bei-
spiel die 2G-Regeln führten zu substanziellen 
Wertschöpfungseinbußen. Das Gastgewerbe war 
mit minus 12,5 % naturgemäß besonders betroffen. 
Auch die sonstigen Dienstleister hatten mit minus 

(Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten, preis-, kalender- und saisonbereinigt)

WACHSTUM DES BRUTTOINLANDSPRODUKTS

Quelle: Statistisches Bundesamt (StBA)

(Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten, preis-, kalender- und saisonbereinigt)
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dritten Quartal um 3,7 % gegenüber dem Vorjahres-
quartal. Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduk-
tivität – gemessen als preisbereinigtes BIP je Er-
werbstätigenstunde – nahm gegenüber dem Vor- 
jahresquartal jedoch ab (-1,8 %), da das BIP leicht zu-
rück ging, während das Arbeitsvolumen zunahm.

Das verfügbare Einkommen der privaten 
Haushalte stieg im Vergleich zum Vorjahresquartal 
um 2,5 % an. Die Arbeitnehmerentgelte legten da-
bei deutlich um 4,7 % zu. Die monetären Sozialleis-
tungen sanken aufgrund der niedrigeren Zahl an 
Kurzarbeitenden um 2,3 % gegenüber dem Vorjah-
resquartal. Die privaten Konsumausgaben nahmen 
gegenüber dem Vorjahr um 2,6 % zu. Die saisonal 
bereinigte Sparquote der privaten Haushalte stieg 
wegen der Beschränkungen durch die Pandemie 
auf 12,5 % an. In Hochzeiten der Pandemie war sie 
auf Rekordwerte von über 20 % geklettert, weil die 
Möglichkeiten zum Konsum fehlten. Mittlerweile 
bewegt sich die Sparquote nur noch geringfügig 
über ihrem langjährigen Durchschnitt.

Mit der Industriekonjunktur zogen auch die Inves-
titionen wieder leicht an: Die Investitionen in Aus-
rüstungen – dahinter stehen vor allem Maschinen, 
Geräte und Fahrzeuge – stiegen um 0,9 %. Die Bau-
investitionen stabilisierten sich nach starken Ein-
bußen im dritten Quartal (+0,0 %). Auch der rech-
nerische Wachstumsbeitrag des Außenhandels fiel 
mit plus 0,2 Prozentpunkten leicht positiv aus. Die 
Exporte stiegen um 4,8 %, die Importe um 5,1 %.

BOOM AM ARBEITSMARKT HÄLT AN

Im Durchschnitt waren im vierten Quartal rund 
45,4 Millionen Menschen in Deutschland beschäf-
tigt. Damit stieg die Erwerbstätigkeit saisonberei-
nigt gegenüber dem Vorquartal kräftig um 311.000 
Personen. Gleichzeitig sank die Arbeitslosenquote 
von 5,5 % auf 5,1 %. Damit hat die Omikron-Welle 
kaum sichtbare Spuren auf dem Arbeitsmarkt hin-
terlassen. Vielmehr sorgte die wieder anziehende 
Industrieproduktion für eine steigende Erwerbs-
tätigkeit. Auch die Kurzarbeit ging weiter zurück, sie 
lag im Dezember 2021 bei hochgerechnet 0,6 Mil-
lionen Menschen. Das Arbeitsvolumen als Summe 
der geleisteten Arbeitsstunden aller Erwerbstäti-
gen, welches die Kurzarbeit berücksichtigt, stieg im 
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